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In vielen Ländern, zum Beispiel in Kolumbien, Tschad und Kongo, 
werden Menschenrechte mit Füßen getreten. Wir wollen das ändern, 
weil jeder Mensch das Recht auf ein würdevolles Leben hat. 
brot-fuer-die-welt.de/wuerde

Würde sollte kein 
Konjunktiv sein.
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Gerade dort, wo Regierende ihre 
Verantwortung nicht angemessen oder gar 
nicht wahrnehmen, wo sie Menschenrechte 
verletzen oder Straflosigkeit befördern, wo 
Politiker und Politikerinnen Gelder verun-
treuen, statt für soziale Sicherheit der Bevöl-
kerung zu sorgen, braucht es eine wache und handlungsfä-
hige Zivilgesellschaft. Akteure der Zivilgesellschaft stehen 
häufig an der Spitze von Gesetzes- und Politikreformen 
und setzen soziale, umweltpolitische und menschenrecht-
liche Agenden in Gang, die dringend erforderlich sind, um 
nachhaltige Entwicklung auf den Weg zu bringen. Deshalb 
ist die Stärkung der globalen Zivilgesellschaft ein wichtiger 
Schwerpunkt der Arbeit von Brot für die Welt. Denn starke 
und unabhängige zivilgesellschaftliche Partnerorganisatio-
nen sind das kritische Gegenüber von Politik. Sie sind Motor 
von sozialer und nachhaltiger Entwicklung.
Projektpartner von Brot für die Welt berichten bereits seit 
Jahren aus vielen Ländern über eine zunehmende Veren-
gung ihres Handlungsraumes. Für viele bedeutet das ein-
schneidende Beschränkungen ihrer Arbeit durch Über-
wachung, bürokratische Überregulierung und Schikanen, 
öffentliche Diffamierung und Stigmatisierung, einge-
schränkte Finanzierungsmöglichkeiten oder gesperrte Pro-
jektkonten, Arbeitsverbote und sehr häufig auch die persön-
liche Bedrohung und Gefährdung. Besonders gefährdet sind 
Menschenrechtsverteidigerinnen und Menschenrechtsver-
teidiger – besonders auch Frauenrechtsaktivistinnen. Das 
lässt uns als Entwicklungswerk, das seit fast 60 Jahren mit 
zivilgesellschaftlichen Partnerorganisationen in mehr als  
90 Ländern zusammenarbeitet, nicht unberührt. 
Zum einen, weil es viele Partnerorganisationen, mit denen 
wir über Jahrzehnte erfolgreich zusammengearbeitet haben, 
existenziell bedroht: Einige mussten schon ihre Arbeit ein-
stellen. Zum anderen, weil Menschen, die durch unsere Un-
terstützung in der Lage waren, bahnbrechende politische 
Erfolge für Menschenrechte, Frieden und Umweltschutz zu 
erzielen, nun auch persönlich bedroht sind. Zum dritten, weil 
viele Restriktionen die Partnerbeziehungen erheblich er-
schweren und unsere gemeinsamen Erfolge gefährden. Das 
betrifft nicht nur den Finanztransfer, sondern auch die ge-
meinsame internationale Lobbyarbeit z. B. in UN-Gremien. 
Zudem sehen wir die Akzeptanz zivilgesellschaftlicher 
Teilhabe in immer mehr Staaten und die internationale  

Vorwort

Geltung der Menschenrechte weltweit ernst-
haft in Gefahr. Und das – wohl eher nicht 
zufällig – in einem Moment, wo es der 
Zivil gesellschaft nach langem mühsamem 
Ringen endlich gelungen ist, bei Beratungen 
auf UN-Ebene einbezogen zu werden –  
beispielsweise mit Schattenberichten oder 
Berichten zur Umsetzung internationaler 
Verpflichtungen wie der Pariser Klimakon-
vention oder den Nachhaltigen Entwick-

lungszielen (Sustainable Development Goals) der Vereinten 
Nationen.
Ohnehin gibt es schon einen großen Druck auf bestehen-
de menschenrechtliche Standards; Staaten ziehen sich aus 
Institutionen zur Durchsetzung von menschenrechtlichen 
Normen, wie dem Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte oder der Interamerikanischen Menschenrechtskom-
mission heraus und schwächen sie.
Der Atlas der Zivilgesellschaft stellt die gegenwärtigen Ak-
tionsräume zivilgesellschaftlicher Akteure weltweit dar und 
bewertet sie. Er stützt sich auf Daten von CIVICUS, der Welt-
allianz zur Bürgerbeteiligung. CIVICUS veröffentlicht lau-
fend Informationen und Analysen zum Grad der Freiheit der 
Zivilgesellschaft in verschiedenen Ländern. Die Fakten zei-
gen: Auch wenn sich in einzelnen Ländern – etwa durch De-
mokratisierung und Dezentralisierung – neue Gestaltungs-
möglichkeiten eröffnen, wird der Trend des „shrinking space 
for civil society“ (schrumpfender Handlungsraum der Zivil-
gesellschaft) weltweit immer stärker. In dieser ersten Aus-
gabe stellen wir zur Veranschaulichung dieses Phänomens 
Partnerorganisationen von Brot für die Welt vor. Sie arbei-
ten in Kenia, im Tschad, in Brasilien, in Honduras, auf den 
Philippinen und in Aserbaidschan und verfolgen trotz Ein-
schränkungen in diesen Ländern ihr zivilgesellschaftliches 
Engagement. Das macht sie zu Hoffnungsträgern für viele. 
In diesen Zeiten braucht es umso mehr mutige Organisati-
onen, die die Umsetzung von menschenrechtlichen Stan-
dards einfordern und Zivilgesellschaft lebendig halten. Nur 
so können die Errungenschaften aus der Allgemeinen Men-
schenrechtserklärung, die in diesem Jahr 2018 ihr 70-jähri-
ges Jubiläum feiert, gesichert werden. 
Ich möchte mich bei CIVICUS für die gute Zusammenarbeit 
bei der Erstellung dieses Atlas herzlich bedanken ebenso wie 
bei den Autoren und allen Mitwirkenden, die diese Publika-
tion ermöglicht haben.

Dr. h. c. Cornelia Füllkrug-Weitzel  
Präsidentin von Brot für die Welt

Die Unterdrückung von Kritik oder Rede- und 
Vereinigungsfreiheit ist so vielfältig wie uferlos: Mal landet 
eine Droh-E-Mail im Postfach, mal kommen nachts bewaff-
nete Männer ins Haus. Mal werden Demonstrantinnen und 
Demonstranten vor laufenden Fernsehkameras zusammen-
geschlagen, ein anderes Mal passiert das im Verborgenen. Es 
trifft weltberühmte Künstler genauso wie Kleinbauern und 
-bäuerinnen, die außerhalb 
ihres Dorfs niemand kennt. 
Das passiert in Staaten, in de-
nen niemals eine Wahlurne 
aufgestellt wird, aber auch in 
Brüssel, Rom und Budapest. 
Manche der Opfer lesen plötz-
lich in der Zeitung, sie seien 
„ausländische Agenten“. Bei 
manchen bleibt die Bankkar-
te im Automaten stecken, weil 
ihr Konto gesperrt wurde. 
Manche werden am Handy bedroht, andere verschwinden 
einfach und tauchen nie wieder auf. 
Von solchen Repressionen sind Partnerorganisationen von 
Brot für die Welt betroffen, die sich offen für Menschenrech-
te, für zivile Konflikttransformation, Umweltschutz oder 
gegen negative Folgen von Großprojekten, etwa im Ener-
gie- oder Bergbausektor, engagieren. Sie nehmen durch das 
Engagement ihre bürgerlichen und politischen Rechte wahr 
und verteidigen die Demokratie und die offene Gesellschaft. 
Dieses Engagement aber ist, genauso wie die Meinungs-, 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, in immer mehr 
Ländern gefährdet. Eine unabhängige, lebendige und kriti-
sche Zivilgesellschaft ist jedoch Ausdruck einer vielfältigen 
und demokratischen Gesellschaft. Sie ist notwendig für eine 
nachhaltige und soziale Entwicklung, die auch die Gruppen 
einschließt, die sonst vergessen werden. 

Der Atlas der Zivilgesellschaft stellt in Teil 1 deren Hand-
lungsraum, der weltweit zunehmend eingeschränkt wird, 
dar. Die Situation in Kenia, im Tschad, in Brasilien, in Hon-
duras, auf den Philippinen und in Aserbaidschan steht ex-
emplarisch für diesen Trend, den es zu stoppen gilt. In Teil 
2 werden die Situation in diesen sechs Ländern und die Ar-
beit von Partnerorganisationen von Brot für die Welt näher 
betrachtet. Teil 3 zeigt, warum eine freie Zivilgesellschaft 
schließlich die Basis für eine nachhaltige Entwicklung ist. 
Die Daten zu dieser Publikation stammen von CIVICUS, 
der Weltallianz zur Bürgerbeteiligung. Der CIVICUS-Mo-
nitor ist die umfassendste Dokumentation zum Zustand  

der globalen Zivilgesellschaft. 
Seine Fakten zeigen: Nur  
zwei Prozent der Weltbevölke-
rung, genießen heute unein-
geschränkte zivilgesellschaft-
liche Freiheiten, das sind  
148 Millionen Menschen. Sie 
leben in den 22 Staaten, die 
die Grundrechte respektieren 
und schützen. In ihnen wird 
der sogenannte Civic Space, 
der Raum für zivilgesellschaft-

liches Handeln, deshalb als „offen“ eingestuft. In sieben von 
acht Staaten der Erde ist die Freiheit dagegen stark oder sehr 
stark eingeschränkt.
Die Grundrechte von 1,2 Milliarden Menschen in 65 Staaten 
werden laut CIVICUS „eingeengt“. Weitere 2,7 Milliarden 
gehören zur Bevölkerung der 53 Staaten, die die Zivilge-
sellschaft „beschränken“. Weitere 1,3 Milliarden Menschen 
müssen fürchten, überwacht, drangsaliert, eingeschüchtert, 
inhaftiert, verletzt oder sogar getötet zu werden, wenn sie 
die Machthaber in ihrem Land kritisieren: In den 34 Staa-
ten in denen sie leben, wird die Zivilgesellschaft laut den  
CIVICUS-Daten „unterdrückt“. Vollständig „geschlossen“ 
ist der Civic Space für weitere zwei Milliarden Menschen, 
das ist ein gutes Viertel der Weltbevölkerung: Sie leben in 
21 Staaten, wo zivilgesellschaftliches Handeln durch Angst 
und Gewalt unterbunden wird.

In                                        Staaten  
der Erde ergreift die Regierung 
Maßnahmen gegen Journalisten, 
Menschenrechtsverteidiger, 
NGOs oder politische Aktivisten
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Die negativen Auswirkungen treffen nicht nur zivilgesell-
schaftliche Organisationen und ihre Zielgruppen. Der welt-
weite Trend des „shrinking space for civil society“ (schrump-
fenden Handlungsraums der Zivilgesellschaft) ist hoch 
problematisch. Er ist nicht nur im globalen Süden, sondern 
auch in einzelnen Mitgliedsländern der Europäischen Uni-
on, wie in Ungarn, zu beobachten. Fundamentale demokrati-
sche Errungenschaften werden dadurch zurückgedreht oder 
unterlaufen. Der eingeschränkte Handlungsraum schadet 
der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung 
und damit der gesamten Bevölkerung der betroffenen Staa-
ten. Das zeigt sich auch am sogenannten Human Develop-
ment Index, der aus verschiedenen Faktoren wie Einkom-
men, Schulbildung, Gesundheit den Grad der Entwicklung 
einer Gesellschaft abliest. Dieser Entwicklungsgrad ist höher 
in Staaten mit offenem Handlungsraum für Zivilgesellschaft 
(vgl. Grafik Seite 65). 
Immer öfter, auch das zeigen 
die CIVICUS-Daten, brand-
marken Regierungen missliebi-
ge Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs) als „ausländische 
Agenten“ – mit entsprechend 
repressiven Folgen. Das richtet 
sich teils gegen internationale 
NGOs, die sich vergleichsweise 
gut wehren können. Es rich-
tet sich aber auch gegen lokale 
NGOs, die mit ausländischen Partnern kooperieren und von 
diesen finanziert werden. Genau diese Art der Zusammenar-
beit hat sich aus guten Gründen in der Entwicklungszusam-
menarbeit etabliert – und bedroht jetzt die NGO-Mitarbeite-
rinnen und -Mitarbeiter vor Ort. Kenia steht deswegen auf 
der Watchlist von CIVICUS. Rund 1.500 NGOs wurden dort 
in den Jahren 2014 und 2015 geschlossen. Der Kampf um 
die Freiheit der Zivilgesellschaft ist ein genuin entwicklungs-
politisches Anliegen. Gesellschaften brauchen Meinungsfrei-
heit, Wahlrecht und eine freie Presse ebenso, wie Menschen 
Wasser, Lebensmittel und Ärzte brauchen. Für die menschli-
che Entwicklung ist die materielle Versorgung so essenziell wie 
ihre demokratischen Rechte. Eine Welt, in der das eine auf 
Kosten des anderen erkauft wird, schafft auf Dauer keinen 
menschlichen Fortschritt. Autoritäre Regime gewinnen mit 
wirtschaftlichen Erfolgen nicht das Recht, die Freiheiten  
ihrer Bürgerinnen und Bürger einzuschränken.

Im Namen der vermeintlichen öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung werden vermehrt neue Gesetze, die die Meinungs-
äußerung beschränken, verabschiedet. Autokraten, die sich 
an die Macht klammern, wissen: Letztlich ist es meist der 
Druck der Straße, der ihrer Herrschaft ein Ende bereiten 
wird. Demonstrationen sind deshalb besonders im Fokus 
staatlicher Gewalt. Diese kann willkürlich und widerrecht-
lich ausgeübt werden. Sie kann aber auch durch Antiterror-
gesetze, wie beispielsweise in Kamerun oder Tunesien, abge-
sichert werden. 
Das Internet und soziale Medien sind Räume, die der staat-
lichen Kontrolle potenziell entzogen sind. Daher können sie 
wichtige Orte für einen offenen zivilgesellschaftlichen Aus-
tausch sein. Doch auch sie geraten zunehmend ins Visier: Be-
sonders im Fokus von autoritären und korrupten Regimen, 
aber auch von nicht-staatlichen Akteuren wie Milizen oder 
Unternehmen, stehen Journalistinnen und Journalisten. Re-
gierungen versuchen Inhalte zu filtern, zu blockieren und zu 
zensieren, Server zu schließen und Seiten zu sperren. 

In Aserbaidschan sind bei-
spielsweise ein Drittel aller po-
litischen Gefangenen Journa-
listen und Blogger. Das Land 
steht auf dem Pressefreiheits-
index auf einem der hintersten 
Ränge weltweit. Viele Journa-
listen sind in den letzten Jah-
ren ins Ausland geflohen und 
engagieren sich von dort aus 
für die Presse- und Meinungs-

freiheit in ihrem Land.
Nach den CIVICUS-Daten haben kritische Berichte über 
Protestaktionen weltweit (17,9 Prozent), bewaffnete Konflikte 
(15,1 Prozent), staatliche Korruption (15,1 Prozent), ethnische 
oder religiöse Konflikte (14,2 Prozent), kriminelle Aktivitäten 
(7,6 Prozent) und Menschenrechtsverletzungen (6,6 Prozent) 
dazu geführt, dass Journalisten und Journalistinnen ins Ge-
fängnis kommen, angegriffen oder sogar getötet werden. 
Ein Schlüssel für eine gerechte Entwicklung ist, neben der 
Presse- und Meinungsfreiheit, die demokratische Kontrolle 
natürlicher Ressourcen. Denn der Abbau von Bodenschät-
zen ist grundsätzlich eine Belastung für Mensch wie Na-
tur. Natürlich ist es legitim, wenn sich Gesellschaften für 
die Nutzung ihrer Ressourcen entscheiden. Doch das „Wie“ 
muss in einer Gesellschaft offen ausgehandelt werden kön-
nen. Ist das nicht möglich, profitieren nur wenige, und viele 
leiden unter der Ungleichheit, wie in Brasilien und im Tschad.

Erschütternd ist der Anstieg von Morden an Umweltaktivis-
ten und Umweltaktivistinnen: Mindestens 200 starben 2016, 
mehr als je zuvor. Ein Großteil von ihnen stammt aus Bra-
silien. Die Zahl der ermordeten Menschenrechtler und Men-
schenrechtlerinnen weltweit stieg von 130 im Jahr 2014 auf 
281 im Jahr 2016.
Gefährdet ist auch die Arbeit von Gewerkschaften: In mehr 
als der Hälfte der von CIVICUS beobachteten Länder gibt es 
kein Recht auf Tarifverhand-
lungen. Die Zahl der Länder, 
in denen Proteste von Arbei-
terinnen und Arbeitern unter-
drückt oder angegriffen wur-
den, stieg von neun im Jahr 
2015 auf 50 Länder im Folge-
jahr. 2016 lag die Zahl bewaffneter Konflikte bei 226 weltweit. 
Diese Konflikte gefährden die Zivilgesellschaft unmittelbar 
durch Gewalt, aber auch mittelbar durch Angriffe auf Pro-
testaktionen, die Menschenrechtsverletzungen gegen Kon-
fliktparteien oder Journalisten kritisieren. Gleichzeitig beob-
achtet CIVICUS eine Zunahme der Praxis, Kritiker in Haft zu 
nehmen, ohne dass sie einer konkreten Straftat beschuldigt 
werden. CIVICUS dokumentierte eine Vielzahl von Fällen, 
bei denen Aktivisten nach Widerspruch gegen staatliche Po-
litik und nach Einfordern sozialer oder ökonomischer Rechte 
interniert wurden.
Zivilgesellschaft lebt in Distanz zum Staat, bedarf aber des-
sen Institutionen für den Schutz ihrer Grundrechte. Fehlen-
de oder dysfunktionale Staatlichkeit bedroht daher den Ci-
vic Space oder bringt ihn vollständig zum Verschwinden. 
Staaten wie Irak, Afghanistan oder Libyen fallen deshalb im 
CIVICUS-Monitor in die Kategorie, in der der Civic Space als 
„geschlossen“ bezeichnet wird.
Vergleicht man die CIVICUS-Daten mit dem Human De-
velopment Index (HDI), zeigt sich eine klare Korrelation 
zwischen Entwicklung und zivilgesellschaftlicher Freiheit.  

Der HDI ist ein von den Vereinten Nationen aus vielen Fak-
toren gebildeter Vergleichsmaßstab für menschliche Ent-
wicklung. Dazu gehören Einkommen, Schulbildung oder die 
Gesundheitsversorgung. In den Staaten, deren Civic Spa-
ce von CIVICUS als „offen“ eingestuft wird, liegt der durch-

schnittliche HDI-Wert mit 
0,891 am höchsten. In den 
Staaten, die den Civic Spa-
ce „beschränken“, liegt er im 
Schnitt nur bei 0,643. Und in 
den Staaten, in denen es keine 
Handlungsmöglichkeiten für 

zivilgesellschaftliche Akteure gibt, fällt er auf durchschnitt-
lich 0,575. Denn Korruption und Misswirtschaft zählen zu 
den wichtigsten Entwicklungshemmnissen. Sie gedeihen 
dort besonders gut, wo es keine Freiheit gibt, die Herrschen-
den zu kontrollieren.
Keine der Kernfragen für die Entwicklung von Gesellschaf-
ten wurde ohne zivilgesellschaftlichen Druck vorangetrie-
ben, weder die Rechte von Arbeiterinnen und Arbeitern, die 
Rechte von Frauen und Mädchen, der Schutz von Umwelt 
und Natur, der Ausbau sozialer Grundsicherungssysteme 
noch der Zugang zu Bildung. Fortschritte hier sind immer 
auch das Ergebnis gesellschaftlicher Auseinandersetzun-
gen. Und die Kräfteverhältnisse dieser Auseinandersetzun-
gen sind häufig asymmetrisch.
Aus all den hier genannten Gründen ist der Schutz der Zi-
vilgesellschaft – des Civic Space – eine Schlüsselaufgabe 
der Entwicklungszusammenarbeit. Denn nur da, wo demo-
kratische Willensbildung und eine offene Debatte möglich 
sind, können Rechte erkämpft und durchgesetzt, Eliten re-
chenschaftspflichtig gemacht und Missstände überwunden 
werden.

Gesellschaftliche Freiheit  
und Entwicklung gehören 
zusammen2 %Nur                                                  der Welt- 

bevölkerung können uneinge-
schränkt in gesellschaftlicher 
Freiheit leben
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Shrinking Space
Druck auf die Zivilgesellschaft. 173 Staaten weltweit behindern die Freiheit der  
Meinungsäußerung, das Recht auf friedliche Versammlung und auf Vereinigung. 
Auf der Grundlage umfangreicher, weitgehend selbst erhobener Daten dokumentiert 
das globale Netzwerk CIVICUS weltweit die Gefahren für die Entwicklung der 
Zivilgesellschaft. Der sogenannte Civic Space ist der Raum für zivilgesellschaftliches 
Handeln in den einzelnen Staaten. Die laufend aktualisierten Analysen fließen in 
Indexwerten für jedes Land zusammen, die CIVICUS in fünf Gruppen unterteilt hat.

offen

Länder, zu denen CIVICUS keine Daten erhebt

Siehe auch www.brot-fuer-die-welt.de/atlas-zivilgesellschaft

eingeengt beschränkt unterdrückt geschlossen

CIVICUS Einstufungen
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beschränkt 

Eine freie Grundrechtsentfaltung wird von den Regieren-
den durch eine Kombination aus rechtlichen und prakti-
schen Einschränkungen behindert. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen existieren zwar, staatliche Stellen versu-
chen aber, sie zu zersetzen, u.a. durch Überwachung, büro-
kratische Schikanen und öffentliche Demütigung. Bürger 
und Bürgerinnen können sich friedlich versammeln, wer-
den aber häufig von Polizeikräften unter Einsatz exzessi-
ver Gewalt, etwa mit Gummigeschossen, Tränengas oder 
Schlagstöcken, auseinandergetrieben. Es gibt Raum für 
nicht-staatliche Medien und redaktionelle Unabhängigkeit, 
aber Journalisten und Journalistinnen sind von körper-
lichen Übergriffen und Verleumdungsklagen betroffen, wes-
halb sie sich zur Selbstzensur genötigt sehen. 

unterdrückt

Der zivilgesellschaftliche Raum ist stark eingeschränkt. 
Aktivisten und Aktivistinnen, die diejenigen an der Macht 
kritisieren, riskieren es, überwacht, drangsaliert, einge-
schüchtert, inhaftiert, verletzt oder sogar getötet zu werden. 
Obwohl es einige zivilgesellschaftliche Organisationen gibt, 
wird deren Advocacy-Arbeit regelmäßig verhindert, und sie 
sind von De-Registrierungen und Schließungen betroffen. 
Menschen, die friedliche Demonstrationen organisieren 
oder daran teilnehmen, werden häufig zum Ziel exzessiver 
Gewaltanwendung seitens der Behörden, darunter fallen  
der Einsatz von scharfer Munition, Massenverhaftun gen 
und Gewahrsam. Die Medien geben typischerweise die 
Sicht des Staates wieder, und unabhängige Stimmen wer-
den routinemäßig durch Razzien, körperliche Übergriffe 
oder langwierige Strafverfahren verfolgt. Kritische Web-
seiten und soziale Medien sind blockiert, und die Internet-
nutzung wird stark überwacht. 

geschlossen

Der zivilgesellschaftliche Raum ist – in rechtlicher und 
praktischer Hinsicht – komplett geschlossen. Es herrscht 
eine Atmosphäre der Furcht, in der staatliche und mäch-
tige nicht-staatliche Akteure ungestraft davonkommen, 
wenn sie Menschen für die Wahrnehmung ihrer Vereini-
gungs-, Versammlungs- und Meinungsfreiheiten inhaftie-
ren, körperlich misshandeln oder töten. Jegliche Kritik am 
herrschenden Regime wird schwer bestraft. Es gibt keine 
Medien freiheit. Das Internet ist stark zensiert und die  
meisten Webseiten sind geblockt.

Die fünf Kategorien von  
CIVICUS-Monitor entsprechen  
folgenden Definitionen:

offen

Der Staat ermöglicht und sichert allen Menschen zivilgesell-
schaftliche Freiheiten. Es ist ihnen ohne rechtliche oder 
praktische Hürden möglich, Vereinigungen zu bilden, im öf-
fentlichen Raum Demonstrationen abzuhalten und Informa-
tionen zu erhalten und zu verbreiten. Autoritäten sind offen 
für Kritik von zivilgesellschaftlichen Organisationen und 
bieten Plattformen für intensiven und konstruktiven Dialog 
mit Bürgern und Bürgerinnen.  
Demonstrierende werden von der Polizei grundsätzlich ge-
schützt und Gesetze zur Regelung des Versammlungsrechts 
entsprechen internationalen Standards. Es gibt freie Medien, 
Internet-Inhalte werden nicht zensiert und Regierungsinfor-
mationen sind leicht zugänglich. 

eingeengt 

Einzelpersonen und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
ist es überwiegend gestattet, ihre Rechte zur Vereinigungs-, 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit auszuüben. Trotzdem 
kommen Verletzungen dieser Rechte vor. Menschen können 
Vereinigungen zur Verfolgung einer ganzen Bandbreite von 
Interessen bilden. Es gibt aber Fälle, in denen als regierungs-
kritisch geltende Vereinigungen juristisch verfolgt oder an-
derweitig schikaniert werden. Demonstrationen verlaufen 
weitgehend ungestört, werden von den Behörden aber teil-
weise unter Verweis auf Sicherheitsbedenken verboten. Es 
kommt auch vor, dass unverhältnismäßige Gewalt, wie Trä-
nengas oder Gummigeschosse, gegen friedliche Demons-
trierende eingesetzt wird. Die Medien haben die Freiheit, 
ein breites Spektrum von Informationen zu verbreiten. Eine 
völlig freie Entfaltung der Presse wird aber entweder durch 
strikte Regulierung oder Ausübung von politischem Druck 
auf Medienschaffende unterlaufen. 

Andorra, Barbados, Dänemark, Deutschland, Estland, 
Finnland, Island, Irland, Lettland, Liechtenstein,  
Luxemburg, Malta, Monaco, Neuseeland, Norwegen,  
Portugal, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowenien, 
Tschechien, Tuvalu

Albanien, Antigua und Barbuda, Argentinien, Australien, 
Bahamas, Belize, Belgien, Bolivien, Bosnien-Herzegowina, 
Botswana, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dominica,  
Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Großbritannien, Guyana, Italien, Jamaika, Japan,  
Kanada, Kap Verde, Kiribati, Kosovo, Komoren, Kroatien, 
Litauen, Malawi, Marshall-Inseln, Mauritius, Mazedonien, 
Mikronesien, Montenegro, Namibia, Niederlande,  
Österreich, Palau, Panama, Papua Neu-Guinea, Polen, 
Rumänien, Saint-Lucia, Salomonen, Samoa, Senegal,  
Serbien, Seychellen, Slowakei, St. Kitts und Nevis,  
St. Vincent und die Grenadinen, Spanien, Südafrika,  
Südkorea, Surinam, Tonga, Trinidad und Tobago,  
Uruguay, Vanuatu, Vereinigte Staaten von Amerika,  
Zypern 

22 Staaten

53 Staaten

Armenien, Benin, Bhutan, Brasilien, Brunei, Burkina 
Faso, Dominikanische Republik, Ecuador, Elfenbeinküste, 
El Salvador, Fidschi, Gabun, Guatemala, Guinea, Guinea- 
Bissau, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Israel,  
Jordanien, Kasachstan, Kenia, Kuwait, Kirgistan,  
Libanon, Lesotho, Madagaskar, Malaysia, Malediven, 
Mali, Marokko, Moldavien, Mongolei, Mosambik, Nauru, 
Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Osttimor, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Sambia, Sierra Leona, Singapur, Sri 
Lanka, Tansania, Togo, Tunesien, Ukraine, Ungarn

34 Staaten

Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan, 
Bangladesch, Belarus, Djibouti, Gambia, Irak, Katar, 
Kambodscha, Kamerun, Kolumbien, Kongo (Brazzaville), 
Liberia, Mauretanien, Mexiko, Myanmar, Oman, Pakistan, 
Palästina, Russland, Ruanda, Simbabwe, Somalia,  
Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Tschad, Türkei, 
Uganda, Venezuela, Zentralafrikanische Republik

21 Staaten

Äquatorialguinea, Äthiopien, Bahrain, Burundi, China, 
Eritrea, Jemen, Iran, Nord-Korea, DR Kongo, Kuba, 
Laos, Libyen, Saudi-Arabien, Sudan, Südsudan, Syrien, 
Turkmenistan, Usbekistan, Vereinigte Arabische Emirate, 
Vietnam

64 Staaten
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Die Daten des CIVICUS-Monitor werden laufend aktualisiert. 
Diesem Bericht liegen die Daten von Dezember 2017 zugrunde. 
Tagesaktuelle Daten unter monitor.civicus.org



Diese Liste von Einschränkungen bezieht sich auf Vorfälle, die 
CIVICUS zwischen Juni 2016 und September 2017 weltweit  
dokumentiert hat.

Häufig einfach weggesperrt

292

184

181

166

164

152

140

117

72

Verhaftung oder Ingewahrsamnahme von Aktivisten

Angriffe/Übergriffe auf Journalisten

Störung von Demonstrationen

Verfolgung von Aktivisten

Zensur

Einschüchterung

Verhinderung von Demonstrationen

Legislative Restriktionen 2

Anwendung unverhältnismäßiger Gewalt 1 

1 (Tränengas/Gummigeschosse/scharfe Munition)
2 (z.B. durch Anti-Terror-Gesetze)

 
 
 
 
 In einer wachsenden Zahl von Staaten haben autoritä-
re Regierungen die Kontrolle erlangt. Charakteristisch für 
sie ist der Rückzug auf das Nationale, auf Protektionismus, 
Chauvinismus und Isolation. Populisten und Populistinnen 
greifen die Wut der Abgehängten und Verunsicherten auf 
und gewinnen so Wählerstimmen. Dieser Trend gilt daher 
nicht nur für diktatorische Regime, sondern in zunehmen-
den Maße auch für demokratische Staaten mit gewählten 
Regierungen. Es ist schwer für zivilgesellschaftliche Grup-
pen, aber auch für Medien und Parteien, diesem Trend etwas 
entgegenzusetzen. Dennoch gibt es durchaus Beispiele, wo 
dies trotzdem gelungen ist. Einige von ihnen sind im Teil 2 
„Zivilgesellschaft heute“ beschrieben.
Die Akteure einer global vernetzten, liberalen und demokra-
tischen Zivilgesellschaft sind Opfer und Gegner dieser au-
toritären Wende. Immer öfter werden sie deshalb als Feind 
„nationaler Interessen“, „öffentlicher Sicherheit“ oder „tradi-
tioneller Werte“ diskreditiert und bekämpft – in Industrie-
staaten und sich entwickelnden Ländern, in Demokratien 
und unter autoritären Regimen, im globalen Süden ebenso 
wie in Europa. Viele Regierungen nehmen nicht hin, wenn 
staatlicher Politik widersprochen, wenn soziale Rechte ein-
gefordert, Menschenrechtsverletzungen kritisiert, Bildungs-
reformen oder Infrastrukturprojekte abgelehnt oder Wahl-
betrug benannt werden.
Die Reaktionen können sehr unterschiedlich sein: Aktivis-
ten werden inhaftiert, Proteste angegriffen, Journalisten 
schikaniert, Menschenrechtler eingeschüchtert oder ermor-
det. Nichtregierungsorganisationen (NGOs) werden durch 
Gesetze unterdrückt, ihre Arbeit oder Finanzierung stark 
eingeschränkt oder verboten. Zu den Angriffen von Regie-
rungen auf die Zivilgesellschaft kommen Bedrohungen und 
Diffamierungen durch Extremisten, Milizen, Kriminelle 
und auch Unternehmen, wenn diese ihr Geschäft bedroht 
sehen. All dies ist heute, global betrachtet, eher die Regel als 
die Ausnahme.

Das globale Netzwerk CIVICUS dokumentiert seit mehr als zwei Jahrzehnten Angriffe 
auf den Freiraum der internationalen Zivilgesellschaft. Der aktuelle Befund ist eindeu-
tig: Dieser Raum schrumpft. Überall auf der Welt wird es schwieriger, die Regierenden 
infrage zu stellen oder zu kritisieren. Nie zuvor in den letzten 25 Jahren wurde die welt-
weite Zivilgesellschaft so bedrängt und unterdrückt wie heute.

Teil 1

CIVICUS-Monitor:  
Schrumpfende Räume für  

zivilgesellschaftliches  
Engagement
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offen 
22 Staaten 

11,3 %

33,3 %
eingeengt 
64 Staaten 

17,4 %
unterdrückt 
34 Staaten 

10,8 %
geschlossen 
21 Staaten 

27,2 %
beschränkt 
53 Staaten 

Quelle: CIVICUS

Grundfreiheiten weltweit
In sieben von acht Staaten der Erde ergreift die Re- 
gierung Maßnahmen gegen Journalisten, Menschen- 
rechtsverteidiger, NGOs oder politische Aktivisten.

2 %

Quelle: CIVICUS

Nur                                         der Weltbevöl-
kerung leben in Staaten mit offener 
Zivilgesellschaft 
7,2 Milliarden Menschen leben dagegen in Ländern, 
die gesellschaftliche Freiheiten einschränken

eingeengt 
1.190 Mio. 

16 %

2 %

beschränkt 
2.753 Mio. 

37 %

unterdrückt 
1.339 Mio. 

18 %

geschlossen 
2.009 Mio. 

27 %

offen  
148 Mio. 

Steigende Gefahr für Aktivisten 

Repression trifft heute Prominente wie den in der Türkei in-
haftierten Welt-Journalisten Deniz Yücel oder den verhafte-
ten russischen Regisseur Kirill Serebrennikow ebenso wie 
viele unbekannte Aktivisten und Aktivistinnen. Die Zahl der 
Länder, in denen Proteste von Arbeiterinnen und Arbeitern 
unterdrückt oder angegriffen wurden, stieg laut Internatio-
nalem Gewerkschaftsbund ITUC von neun im Jahr 2015 auf 
50 im Folgejahr. 
2016 wurden mehr Umweltaktivisten und Umweltaktivis-
tinnen ermordet als in jedem der Vorjahre: Nach Angaben 
von Global Witness waren es mindestens 200 Umweltschüt-
zerinnen und Umweltschützer weltweit – im Vorjahr waren 
es noch 185. Auch die Zahl der ermordeten Menschenrecht-
ler und Menschenrechtlerinnen weltweit stieg laut Frontline 
Defenders von 130 im Jahr 2014 auf 281 im Jahr 2016. 

Schrumpfender Handlungsraum 

Nach Angaben von CIVICUS ist der Raum, in dem zivilge-
sellschaftliche Akteure handeln können, in 55 von 195 Staa-
ten der Welt „geschlossen“ oder „unterdrückt“, in 53 weite-
ren wird er „beschränkt“. 5,9 von 7,3 Milliarden Menschen 
leben in Ländern, die gesellschaftliche Freiheiten stark oder 
sehr stark einschränken. Nur zwei Prozent der Weltbevölke-
rung können ihre Grundrechte ungehindert wahrnehmen, 
die Hälfte von diesen rund 150 Millionen Menschen lebt in 
Deutschland. Die Staaten, die demokratische Freiheiten am 
stärksten beschränken, liegen vor allem in Afrika und Asien. 
Von den 22 Ländern mit „offenem“ Raum für die Zivilgesell-
schaft liegen 19 in Europa und 13 sind Mitglieder der Euro-
päischen Union (EU). Das bedeutet aber auch, dass die 15 üb-
rigen EU-Staaten bürgerliche Freiheiten einschränken (siehe 
Grafik S. 23).
Mit den Freiheiten erodieren auch soziale Rechte – auf ein 
menschenwürdiges Leben, Ernährung, Bildung und Ge-
sundheitsversorgung. Die Möglichkeiten, diese Rechte ein-
zufordern, werden schlechter, die Bereitschaft und Fähigkeit 
des Staates, diese Rechte zu sichern, sinkt oder entsteht gar 
nicht erst. Entwicklungsziele werden dort schneller erreicht, 
wo die Freiheit der Zivilgesellschaft respektiert wird. Ist das 
nicht der Fall, wächst soziale Ungleichheit. Denn wo die un-
abhängige Zivilgesellschaft verstummt, blühen Korruption, 
Vetternwirtschaft und Ausbeutung. 
Menschlicher und sozialer Fortschritt sowie ein menschen-
würdiger Lebensstandard sind nicht selbstverständlich, 
sondern das Ergebnis sozialer und politischer Auseinander-
setzungen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren als zentra-
ler Kraft. Deshalb gehören menschliche Entwicklung und  
demokratische Freiheiten untrennbar zusammen.

und kollektive Freiheiten wie die Versammlungs- und Verei-
nigungsfreiheit, die demokratische Staaten zivilgesellschaft-
lichen Akteuren einräumen. Der Staat sollte dabei Engage-
ment im Sinne eines „enabling states“ aktiv ermöglichen. 
Nimmt man eine handlungsorientierte Perspektive auf die 
Zivilgesellschaft ein, ist für Zivilgesellschaft die normative 
Ausrichtung auf gesellschaftliche Werte, wie Gewaltfrei-
heit, Menschenwürde, Rechtstaatlichkeit oder demokrati-
sche Partizipation, bestimmend. So sieht es das Zentrum 
für Zivilgesellschaftliche Entwicklung (ZZE). Damit soll-
te der Non-Profit-Sektor, zu dem alle zivilgesellschaftlichen 
Gruppen zählen, nicht allein auf die Professionalisierung 
von Hilfe setzen, sondern freiwilliges Engagement als Teil 
seiner Arbeit begreifen und offen für selbstorganisierte bür-
gerschaftliche Gruppierungen sein. Zu den relevanten As-
pekten einer Zivilgesellschaft zählen eine wertorientierte 
politische Kultur, der diese Kultur ermöglichende politische 
Raum sowie die in diesem Raum Handelnden. 
Die Erosion der Zivilgesellschaft zeigt sich am deutlichsten 
in einem begrenzten Handlungsraum. CIVICUS verwendet 
deshalb den Begriff des Civic Space – ein Ort, an dem „all-
gemein akzeptierte Regeln den Menschen ermöglichen, sich 
frei und ohne Hindernisse zu organisieren, zu beteiligen, 
miteinander zu kommunizieren und dabei die politischen 
und sozialen Strukturen um sie herum zu beeinflussen“. Die-
ser zivilgesellschaftliche Raum ist für offene und demokra-
tische Gesellschaften von zentraler Bedeutung. Deshalb ist 
es so wichtig, dass Staaten das Recht der Menschen auf Ver-
einigung, friedliche Versammlungen und freie Meinungs-
äußerung schützen.

Zivilgesellschaft – eine Erklärung

Die Zivilgesellschaft ist der Bereich jenseits von Staat, Wirt-
schaft und Privatem. Hier agieren Vereinigungen und Vereine, 
Initiativen und Stiftungen, Nichtregierungs organisationen 
(NGOs) und Nonprofit-Organisationen im öffentlichen 
Raum. Jenseits von verfassten Organisationen gehören auch 
informelle Zirkel oder soziale Bewegungen zur Zivilgesell-
schaft. Voraussetzung für ihr Engagement sind individuelle 
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Der CIVICUS-Monitor

Dieser Atlas greift auf die Ergebnisse des CIVICUS-Moni-
tors zurück, einer laufend aktualisierten Online-Dokumen-
tation von Berichten über Beeinträchtigungen und Angriffe 
auf den Civic Space in 195 Staaten. Rund zwei Dutzend Ana-
lysten werten laufend Berichte von hunderten lokalen NGOs 
und 19 internationalen Partnerorganisationen sowie öffent-
liche Quellen aus. Die Quellen werden in einem standardi-
sierten Verfahren evaluiert und die Ergebnisse von externen 
Experten und Expertinnen geprüft. CIVICUS misst den Ein-
schätzungen lokaler und regionaler Akteure dabei stärkere 
Bedeutung bei als jenen internationaler Experten. Daten 
staatlicher Stellen werden nicht berücksichtigt. 
Am Ende steht ein Indexwert für jedes Land, der die zivilge-
sellschaftlichen Handlungsmöglichkeiten beschreibt. Theo-
retisch könnte so eine Rangliste aufgestellt werden, wie es 
etwa Reporter ohne Grenzen für die Pressefreiheit macht.  
CIVICUS hat sich allerdings bewusst dagegen entschieden: 
Zu groß seien regionale Besonderheiten und zu dynamisch 
die politischen Prozesse, als dass ein numerischer Wert ex-
akte Aussagekraft beanspruchen könnte. Die Staaten werden 
stattdessen in fünf Gruppen eingeteilt: Länder, in denen der 
Raum für zivilgesellschaftliches Handeln „offen“ (Indexwert 
100 bis 81), „eingeengt“ (80 bis 61), „beschränkt“ (60 bis 41), 
„unterdrückt“ (21 bis 40) oder „geschlossen“ (20 bis 0) ist.

Ergebnisse der CIVICUS-Analyse
Die CIVICUS-Daten zeigen, dass die Räume für die Zivilge-
sellschaft stetig enger werden. Die Grafiken Einschränkung 
der Zivilgesellschaft nach Regionen (S. 21–25) illustrieren 
den Grad der Einschränkung in den einzelnen Ländern.

Haft und Internierung 

Besonders häufig sperren Regierungen diejenigen einfach 
weg, die widersprechen. Das ist nicht nur ein Angriff auf die 
Betroffenen, sondern auch ein Signal an alle anderen: Wer 
es wagt, weiter politisch aktiv zu sein, muss mit demselben 
Schicksal rechnen. Umweltschützer und Umweltschützerin-
nen sind davon genauso betroffen wie NGO-Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen, Aktivisten, Oppositionelle oder Journa-
listen. Unter den Betroffenen können auch einfach Bürge-
rinnen und Bürger sein, die ihre Rechte einfordern wie die 
Auszahlung von Gehältern oder die Aufrechterhaltung der 
Wasserversorgung. 
Besonders gefährdet sind Menschenrechtsverteidiger und 
-verteidigerinnen, die auf staatliche Gewalt wie das Ver-
schwindenlassen von Menschen oder Kriegsverbrechen auf-
merksam machen. Bewaffnete Konflikte erhöhen die Wahr-
scheinlichkeit, dass Regimegegner und Regimegegnerinnen 
ins Gefängnis kommen. Viele landen in Untersuchungshaft 
oder Gewahrsamseinrichtungen, die von der Polizei kont-
rolliert werden. Dort werden sie oft mit fadenscheinigen Be-
gründungen und meist lange Zeit ohne Anklage festgehal-
ten. Auf diese Weise Inhaftierte werden häufig beleidigt und 
psychisch oder physisch misshandelt. Einige werden irgend-
wann einfach wieder freigelassen, ohne zu erfahren, was der 
Staat ihnen vorwirft. Andere werden angeklagt und verur-
teilt. Der Sinn der Maßnahme aber ist immer derselbe: Sie 
sollen eingeschüchtert und an ihrer weiteren Arbeit gehin-
dert werden. 
Häufig gehen Angriffe gegen die Zivilgesellschaft von staat-
lichen Stellen aus. Ebenso sehr kann aber fehlende Staat-
lichkeit den Civic Space bedrohen oder völlig ausschalten. 
Ein gescheiterter Staat (Failed State) besitzt keine funktio-
nierenden Institutionen, deshalb ist dort eine handlungs-
fähige Zivilgesellschaft besonders gefährdet: Irak, Afg-
hanistan oder Libyen fallen im CIVICUS-Monitor in die 
Kategorie, in der der Civic Space „geschlossen“ ist. Das ist 
ein fundamentales Entwicklungshemmnis. In keinem der 
fragilen und von gewaltsamen Konflikten betroffenen Staa-
ten wurde bis zum Jahr 2015 auch nur ein einziges der Mille-
nium-Entwicklungsziele, der sogenannten Millennium De-
velopment Goals, erreicht. 

• Berichte zivilgesellschaftlicher Organisationen aus dem 
 jeweiligen Land
 14,6 Prozent

•  Berichte internationaler zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen aus der Region des jeweiligen Landes

 11,1 Prozent

•  Berichte internationaler zivilgesellschaftlicher Organisationen
 7,5 Prozent

•  Die Bewertung des Landes im Freedom in the World- 
Index der NGO Freedom House; einem Maß für die  
Verwirklichung demokratischer Freiheitsrechte in der Welt  
(herangezogen wird die Bewertung in der Kategorie  
„Freiheit von Vereinigungen und Organisationen“)

 11,1 Prozent

•  Die Bewertung des Landes auf der Weltrangliste der Presse-
freiheit von Reporter ohne Grenzen

 11,1 Prozent

•  Die Bewertung des Landes auf der Political Terror Scale  
der University of North Carolina; einem Maß für die An-
wendung staatsterroristischer Praktiken durch Regierungen 
11,1 Prozent

• Eigene Analyse durch CIVICUS
 33,5 Prozent

Quellen und Gewichtungen für den  
CIVICUS-Monitor

Gewalt gegen Demonstranten

Die Einschränkung der Versammlungsfreiheit trifft eine der 
Grundfesten der Zivilgesellschaft. Je stärker Medien, Par-
teien und Parlamente staatlich kontrolliert werden, desto 
wichtiger ist politischer Druck auf der Straße: Sie ist in  
solchen Fällen der einzig verbleibende Ort, wo sich die Be-
völkerung Gehör verschaffen kann. Die Geschichte zeigt, 
dass es fast immer der Druck von der Straße ist, der staatli-
ches Unrecht beendet oder Abhilfe bei Missständen schafft. 
Das wissen autoritäre oder korrupte Regime genau – und be-
trachten die Versammlungsfreiheit deshalb als Gefahr. 
Ein zunehmend häufiger benutztes Mittel, um zivilgesell-
schaftliche Handlungsmöglichkeiten zu beschränken, ist 
Gewalt. Staaten, die formal Demonstrationsfreiheit gewäh-
ren, unterlaufen diese, indem staatliche Sicherheitskräf-
te Versammlungen angreifen und gewaltsam zerschlagen. 
Von „übermäßiger Gewalt“ spricht CIVICUS, wenn Trä-
nengas, Gummigeschosse oder sogar scharfe Munition ge-
gen friedlich Demonstrierende eingesetzt werden. Hier zei-
gen die CIVICUS-Zahlen: Gewalt wird bei Protesten gegen 
die Politik der Regierung angewandt (25,7 Prozent) oder ge-
gen Versammlungen, bei denen die Teilnehmer soziale oder 
ökonomische Rechte einfordern (22,2 Prozent). Gewalt rich-
tet sich auch gegen Kritiker von Menschenrechtsverletzun-
gen (16,6 Prozent) oder diejenigen, die Bildungsreformen 
ablehnen (13,7 Prozent). Gewalt wird im Zusammenhang 
von Wahlen angewandt (12,0 Prozent) oder wenn Aktivisten  
gegen große Infrastrukturprojekte kämpfen (9,7 Prozent). 

Danny Sriskandarajah, Generalsekretär von CIVICUS international 
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CIVICUS beobachtet die schlimmsten Auswüchse von staat-
licher Gewalt in Ländern wie Eritrea, dem Irak oder Mexiko. 
Demonstranten und Demonstrantinnen wurden dort wahl-
los mit scharfer Munition getötet, um Versammlungen auf-
zulösen. 
Die Entwicklungen der Technik machen es in der jüngsten 
Vergangenheit jedoch leichter, Angriffe gegen friedliche 
Versammlungen zu dokumentieren: Weil immer mehr De-
monstranten und Demonstrantinnen Handys mit Foto- 
und Video kamera haben, können sie entsprechende Vorfäl-
le filmen. So fällt es Regierungen schwerer, ihr Vorgehen im 
Nachhinein abzustreiten. 

Unterdrückte Vereinigungsfreiheit 

Immer häufiger versuchen Regierungen, die Arbeit von 
NGOs durch Gesetze, die eine Förderung ihrer Arbeit aus 
dem Ausland unmöglich machen, zu behindern. Der Zugang 
zu finanziellen Ressourcen wird deshalb als Bestandteil der 
Vereinigungsfreiheit angesehen. Für die betroffenen Organi-
sationen bedeuten solche Gesetze in der Regel den Verlust 
der finanziellen Grundlage ihrer Arbeit. Selbst wenn in ein-
zelnen Schwellenländern langsam eine lokale Spendenkul-
tur entsteht, ist es meist unmöglich, den plötzlichen Wegfall 
von Zuwendungen aus dem Ausland zu kompensieren. Des-
halb kann eine Verweigerung der Registrierung von NGOs 
zum Erhalt von Finanzen aus dem Ausland – wie in südasi-
atischen Ländern verbreitet – zum Einstellen von wichtigen 
Projekten führen. Schlimmstenfalls müssen die betroffenen 
NGOs ihr Büro ganz schließen. 
Weitere Methoden, mit denen Staaten gegen die Vereini-
gungsfreiheit vorgehen und die Arbeit von NGOs gezielt 
behindern, sind höhere Steuern, übertriebene Kontrollen, 
aufwendige und langwierige Genehmigungsverfahren, ver-
stärkte Berichtspflichten sowie die missbräuchliche Anwen-
dung von Verordnungen. Solche Maßnahmen treffen vor 
allem Organisationen, die sich offen für Menschenrechte, 
Frieden und Umweltschutz engagieren. Organisationen, die 
sich kritisch gegen ungerechte Strukturen aussprechen, Kor-
ruption aufdecken und Mitsprachemöglichkeiten einfordern 
oder soziale Mobilisierung fördern, sind besonders häufig 
solchen Schikanen ausgesetzt.

Gezielte Diffamierung mithilfe der  
Medien

Was in Russland begonnen hat, wird in anderen Ländern ko-
piert oder versucht zu kopieren (siehe Kenia S. 51). Organisa-
tionen mit ausländischer Unterstützung werden mit hohen 
Geldstrafen belegt und als „ausländischer Agent“ stig-
matisiert. Dadurch wird ihnen die Unabhängigkeit abge-
sprochen. Es wird unterstellt, dass sie fremden Interes-
sen dienen, also Tarn- oder Vorfeldorganisationen anderer 
Staaten seien. Für Organisationen, die diese Einstufung er-
halten, wird nicht nur die finanzielle Förderung aus dem 
Ausland unmöglich gemacht. Die Diffamierung zielt auch 
darauf ab, zivilgesellschaftlichen Organisationen die Legiti-
mation und Anerkennung für ihre Arbeit abzusprechen. Da 
meist auch die staatsgelenkten oder andere von der Regie-
rung beeinflusste Medien diese Kampagnen mit ihrer Be-
richterstattung unterstützen, nimmt der Rückhalt in der Be-
völkerung oft dramatisch ab. 

Zusammenarbeit mit Partner-
organisationen

Die Strategie, internationale NGOs als äußere Feinde des 
Staates zu bekämpfen, hat sich in letzter Zeit weltweit ver-
breitet. Eine Reihe von Staaten haben entsprechende Ge-
setzesverschärfungen beschlossen. Die Folgen reichen von 
der Stigmatisierung von NGO-Mitarbeitenden bis hin zu  
deren Inhaftierung oder der Schließung von Zweigstel-
len. Betroffen sind von diesem Phänomen inzwischen viele 
lokale Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit.  
Organisationen wie Brot für die Welt implementieren Pro-
jekte im Globalen Süden nicht in Eigenregie, sondern ar-
beiten stets mit lokalen Partnerorganisationen zusammen.  
Dieser sinnvolle Ansatz gerät in Gefahr, wenn schon die 
ausländische Finanzierung genügt, um als „ausländischer  
Agent“ gebrandmarkt zu werden. 

Angriffe nicht nur im globalen Süden

Auch auf Ebene der Europäischen Union (EU) gibt es Versu-
che, unliebsamen NGOs den Finanzhahn zuzudrehen: Weil 
die massenhafte Mobilisierung gegen die geplanten Freihan-
delsabkommen TTIP (Transatlantic Trade and Investment 
Parnership) und CETA (Comprehensive Economic and Trade 
Agreement) den Interessen europäischer Unternehmen zu-
widerlaufen drohte, starteten konservative Abgeordnete im 
Europäischen Parlament im letzten Jahr mehrere Anläu-
fe, die finanzielle Förderung von sogenannten Kampag-
nen-NGOs zu unterbinden. 
Im April 2017 brachte der deutsche Abgeordnete Markus 
Pieper einen Initiativbericht – eine Art Gesetzentwurf – in 
den Haushaltskontrollausschuss ein. Darin forderte er, die 
EU müsse jede Förderung von Organisationen ablehnen, die 
„Unwahrheiten verbreiten und/oder deren Ziele den Grund-
werten der Europäischen Union, der Demokratie, den Men-
schenrechten und/oder den strategischen handels- und 
sicherheitspolitischen Ziele der EU-Institutionen widerspre-
chen“. 
Organisationen, die sich kritisch gegen die Freihandelspoli-
tik der EU oder gegen Sicherheitspartnerschaften mit afrika-
nischen Ländern, etwa die Stabilisierung der Sahel-Region 
mit „militärischen Mitteln“, äußern und dagegen mobilisie-
ren, sollten keine finanzielle Förderung mehr erhalten. Zwar 
wurde der Bericht von den Ausschusskoordinatoren wegen 
der problematischen Anschuldigungen vorerst gestoppt, ge-
rade die Verbreitung von Unwahrheiten und Lügen wird 
NGOs von Wirtschaftsvertretern aber immer wieder vorge-
worfen, es steht also zu befürchten, dass Initiativen zur stär-
keren Kontrolle der Finanzströme von NGOs in den nächs-
ten Jahren auf EU-Ebene fortgesetzt werden.

Meinungs- und Pressefreiheit in Gefahr 

Journalisten und Journalistinnen haben für die Zivilgesell-
schaft eine besondere Funktion. Sie sind es, die Öffentlich-
keit herstellen, wenn zivilgesellschaftliche Gruppen Miss-
stände aufdecken. Damit schaffen sie oft überhaupt erst die 
Grundlage, auf der zivilgesellschaftliche Akteure gehört wer-
den können. Ähnlich wie Menschenrechtsverteidigerinnen 
und Menschenrechtsverteidiger stehen Journalistinnen und 
Journalisten besonders im Fokus von autoritären und korrup-
ten Regimen. Die weltweit umfangreichste Dokumentation 
solcher Übergriffe erstellt die NGO Reporter ohne Grenzen. 
Ihr Index der Pressefreiheit fließt in die CIVICUS-Wertung 
mit ein (siehe CIVICUS-Monitor S. 16). 

Auch CIVICUS selbst dokumentiert Übergriffe auf Journa-
listen und Journalistinnen. Diese reichen von Beleidigun-
gen und Einschüchterungen im Internet über Angriffe der 
Polizei auf Pressefotografen bei Demonstrationen bis hin 
zu Bombenattentaten auf Redaktionsräume und der Ermor-
dung von Journalisten.
Kritische Berichte über Protestaktionen (17,9 Prozent), be-
waffnete Konflikte (15,1 Prozent), staatliche Korruption (15,1 
Prozent), ethnische oder religiöse Konflikte (14,2 Prozent), 
kriminelle Aktivitäten (7,6 Prozent) oder Menschenrechts-
verletzungen (6,6 Prozent) führen dazu, dass Journalisten 
und Journalistinnen ins Gefängnis kommen, angegriffen 
oder getötet werden. CIVICUS hat auch Fälle registriert, in 
denen Journalisten und Journalistinnen nicht wegen ihrer 
Arbeit, sondern wegen ihrer Religion, Ethnie oder ihrer poli-
tischen Ansichten attackiert werden. Dahinter stehen staat-
liche wie nicht-staatliche Akteure. 
Doch es sind keineswegs nur Journalisten und Journalistin-
nen, deren Freiheit eingeschränkt wird. Immer öfter werden 
verfassungsmäßige Garantien für die Meinungsfreiheit un-
tergraben. Dies kann in Form neuer Antiterrorgesetze wie in 
Kamerun oder Tunesien geschehen. Staaten wie Honduras, 
Nepal oder Tadschikistan nehmen sich das Recht, im Namen 
der vermeintlichen öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
weitreichende Beschränkungen der Meinungsäußerung vor-
zunehmen. Gesetze gegen politische „Verleumdungen“ oder 
gegen Kritik am Präsidenten oder König schränken die Mei-
nungsfreiheit in Staaten wie Kambodscha, Panama, Sambia, 
Benin, Libanon und Jordanien ein. 
Zunehmend geraten auch das Internet und die sozialen Me-
dien – ein wichtiger Raum für den offenen gesellschaftlichen 
Diskurs – ins Visier. Inhalte werden gefiltert, blockiert, ge-
hackt, Server geschlossen, Seiten gesperrt, Dienste verboten, 
teils wird gleich das gesamte Internet heruntergefahren, der 
Zugang begrenzt oder Äußerungen protokolliert. Zuletzt 
protestierte etwa Reporter ohne Grenzen gegen die weitrei-
chende Internetzensur in vielen Staaten, die mit repressiven 
Gesetzen und technischen Hürden versuchen, ihren Bür-
gern kritische Nachrichtenmedien und andere unabhängige  
Informationsquellen vorzuenthalten.
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Kanada

Vereinigte  Staaten
 von Amerika

Kolumbien

Mexiko Kuba

Bahamas

Jamaika

Dominik. Republik

Haiti

Venezuela
Guyana

Guatemala

El Salvador

BelizeHonduras 
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Costa Rica

Nicaragua

St. Kitts und Nevis
Antigua und Barbuda
Dominica
St. Lucia
St. Vincent und die 
Grenadinen
Barbados
Grenada
Trinidad und Tobago

Panama

Galapagos Inseln

Surinam

Peru

Ecuador

Bolivien

Chile

Argentinien

Paraguay

Urugay

offen  
 

eingeengt 

beschränkt 

unterdrückt 

geschlossen

 1 Land  

 19 Länder 

 10 Länder 

 3 Länder 

 1 Land

2,9 %

55,9 %

29,4 %

8,9 %

2,9 %

Amerika

Ursache für An- oder Übergriffe 
auf Journalisten
Berichterstattung über:

Bewaffnete Konflikte

Proteste

Staatliche Korruption

Ethnische oder religiöse Konflikte

Kriminelle Aktivitäten

Menschenrechtsverletzungen

Politische Themen

Diese Liste von Grundrechtsverletzungen bezieht sich auf Fälle, die 
CIVICUS zwischen Juni 2016 und März 2017 dokumentiert hat.

23,5 %

15,1 %

17,9 %

15,1 %

14,2 %

7,6 %

6,6 %

Einschränkung der Zivilgesellschaft
nach Regionen

Die Rolle von Unternehmen 

Von den 100 größten Wirtschaftsakteuren der Welt sind nur 
noch 31 Staaten – 69 von ihnen sind transnationale Unterneh-
men. Entsprechend stärker, auch das zeigen die CIVICUS- 
Zahlen, wird deren Einfluss auf die Zivilgesellschaft. Diese 
Entwicklung fällt zusammen mit einer zunehmend neo-
liberal ausgerichteten Politik. Für diese typisch ist der Abbau 
staatlicher Infrastruktur zugunsten des privaten Sektors. 
Wasserwerke, Müllabfuhr, Altersversorgung, Bildung oder 
öffentlicher Nahverkehr werden dem Markt überlassen und 
in die Hände von Unternehmen gelegt. Damit einher geht 
eine Erosion von Rechenschaftspflichten und demokrati-
scher Kontrolle. Proteste gegen die Folgen neoliberaler Poli-
tik werden staatlicherseits oft unterdrückt und sind Ursache 
für viele dokumentierte Übergriffe auf zivilgesellschaftliche 
Akteure. CIVICUS spricht in diesem Zusammenhang von ei-
ner „autoritären Wende“. Im Fokus stehen dabei häufig Ge-
werkschafter und Gewerkschafterinnen. CIVICUS verweist 
darauf, dass auch das Recht auf Tarifverhandlungen – auch 
eine Sphäre zivilgesellschaftlichen Handelns – in mehr als 
der Hälfte der beobachteten Länder verweigert wird.
Menschenrechte kollidieren im Agrar- und Bergbausektor 
oft mit Geschäftsinteressen. Hier sind häufig die Rechte von 
Minderheiten, armen oder marginalisierten Bevölkerungs-
gruppen oder traditionellen Gemeinschaften in Gefahr. Ihre 
Gebiete werden zum Abbau von Bodenschätzen oder als in-
dustrielle Anbauflächen freigegeben, häufig ohne eine vor-
her eingeholte qualifizierte Zustimmung der Menschen, die 
dort leben. Unternehmen profitieren dabei von einer gerin-
gen Alphabetisierungsrate und informieren die betroffenen 
Gemeinden oft nur unzureichend. So haben diese oft keine 
Chance, ihren Rechten Geltung zu verschaffen. Korruption 
und geringe Regulierung des Bergbau- und Agrarsektors be-
günstigen solche Praktiken. Zwar wehren sich traditionelle  
Gemeinschaften bisweilen gegen den Ausverkauf ihres Lan-
des. Dann aber bestehe laut CIVICUS die Gefahr, dass sie 
mit Gewalt konfrontiert würden, die von „mächtigen Unter-
nehmen finanziert und durch staatliche Akteure unterstützt“ 
würde. CIVICUS kritisiert die oft enge, teils korrupte Ver-
flochtenheit großer Unternehmen mit politischen Entschei-
dungsträgern. Dies führe häufig dazu, dass selbst Fälle von 
extremer Gewalt strafrechtlich nicht verfolgt werden (siehe 
Honduras, S. 43).

Länder, zu denen  
CIVICUS keine  

Daten erhebt
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Spanien

Frankreich

Italien

Deutschland

Andorra
Schweiz

Österreich

KROSLO

B/H Serbien

Montenegro Bulgarien
Mazedonien

Kosovo

Moldavien

Russland

Albanien

Slowakei

Litauen

Lettland

Estland

Ungarn

Belgien

Niederlande

Dänemark

Schweden
Finnland

Polen

Rumänien

Tschechien

Norwegen

Monaco

San Marino

GriechenlandMalta

Türkei

Zypern

Ukraine

Belarus

Portugal

Irland
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Luxemburg

Liechtenstein
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Mauretanien
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Niger
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Sudan

Ägypten

Burkina
Faso

Elfen- 
bein- 
küste

Nigeria

Kamerun

Südsudan Äthiopien

Somalia

Burundi

Ruanda

Swasiland

Malawi

Uganda Kenia
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Tansania

Mosambik

Sambia

Angola

Namibia
Botswana

Südafrika Lesotho

Simbabwe Mauritius

Gabun

DR Kongo

Kongo

Äquatorialguinea

Sao Tomé 
und Príncipe

Zentralafrikanische
Republik

Guinea

Ghana

Kap Verde

Gambia

Togo
Benin

Liberia

Sierra Leone

Guinea-Bissau

Tunesien

Djibouti

Komoren

Madagaskar Réunion

Senegal

Eritrea

Seychellen

SLO: Slowenien
KRO: Kroatien
B/H: Bosnien-Herzegowina

Namibia

Afrika Europa

offen  
 

eingeengt 

beschränkt 

unterdrückt 

geschlossen

0 %

18,9 %

35,8 %

30,2 %

15,1 %

 10 Länder 
 
 19 Länder 

 16 Länder 

 8 Länder 

offen  
 

eingeengt 

beschränkt 

unterdrückt 

geschlossen

41,3 %

45,7%

6,5 %

6,5 %

0 %

 19 Länder 
 
 21 Länder 

 3 Länder 

 3 Länder 

Länder, zu denen  
CIVICUS keine  

Daten erhebt

Länder, zu denen  
CIVICUS keine  

Daten erhebt
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Australien

Papua-Neuguinea

Föderierte Staaten  
von Mikronesien

Marshall-Inseln

Nauru

Salomonen

Neuseeland

Palau

Vanuatu

Tuvalu

Fidschi

Tonga

Samoa

Russland

Mongolei
Kasachstan

Saudi-
Arabien

Syrien

Israel
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Jordanien

Irak Iran
Afgha - 
nistan

Brunei
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Sri Lanka
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Japan
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Korea

Nord-
Korea

Indien

Pakistan

Turkmenistan

Tadschikistan
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Libanon

Aserbaidschan
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Georgien

Usbekistan

Jemen

Oman
Kuwait

Bahrain

Katar

China

Vereinigte 
Arabische 
Emirate

offen  
 

eingeengt 

beschränkt 

unterdrückt 

geschlossen

14,3 %

71,4 %

14,3 %

0 %

0 %

 2 Länder 
 
 10 Länder 

 2 Länder 

offen  
 

eingeengt 

beschränkt 

unterdrückt 

geschlossen

0 %

4,4 %

42,2 %

26,7 %

26,7 %

 
 2 Länder 

 19 Länder 

 12 Länder 

 12 Länder

Asien Ozeanien

Länder, zu denen  
CIVICUS keine  

Daten erhebt

Länder, zu denen  
CIVICUS keine  

Daten erhebt
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Kenia

Somalia

Äthiopien

Tansania

Uganda

Zivilgesellschaft heute:
Sechs Länder im Fokus

Wer liest, dass die Zivilgesellschaft immer 
stärker bedrängt wird und dass sie unter einem Shrinking 
Space – also einer Verengung ihres Handlungsraums – 
leidet, denkt dabei womöglich zunächst an die jüngeren 
Entwicklungen in der Türkei, wo Journalisten und Jour-
nalistinnen wegen angeblicher Terrorismusvorwürfe der 
Prozess gemacht wird. Oder an Ungarn, wo die Regierung 
eine Liste „problematischer“ NGOs veröffentlicht hat. Aber 
auch an Russland, wo Regierungskritiker unter Hausarrest 
gestellt werden. Der Atlas der Zivilgesellschaft will das 
Phänomen Shrinking Space weltweit anschaulich machen. 
Er soll zeigen, wie die Zivilgesellschaft in unterschiedlichen 
Ländern von der Einschränkung ihrer Handlungsräume 
betroffen ist und wie sie damit umgeht. 
Brot für die Welt hört von seinen Partnerorganisationen 
in Afrika, Asien, dem Nahen Osten, Lateinamerika und 
Osteuropa immer häufiger, dass ihre Arbeit durch Re-
pressionen, Überwachung, unverhältnismäßige Auflagen, 
willkürliche Verhaftungen, Diffamierungskampagnen und  
Gewalt beeinträchtigt wird. Die Verfolgung hat unter-
schiedliche Formen. Betroffen sind Partnerorganisationen 
in allen Regionen der Welt. Viele dieser Organisationen 
trifft es inzwischen so stark, dass sie hier nicht einzeln ge-
nannt werden, um ihre Sicherheit nicht zu gefährden. Mit-

arbeitende dieser NGOs stehen unter ständiger Beobach-
tung. Sie müssen befürchten, eingesperrt oder anderweitig 
drang saliert zu werden, wenn sie die Regierung öffentlich 
kritisieren. Das kann selbst dann passieren, wenn dies nur 
im Rahmen einer Publikation wie der vorliegenden zum 
Ausdruck kommt. 
Die Überwachungssysteme einiger Staaten sind so engma-
schig, dass Partnerorganisationen dazu übergehen mussten, 
Anträge für Projekte zu „heiklen“ Themen in verschiedenen 
Ausführungen einzureichen und nur noch direkt oder über 
Mittelspersonen zu kommunizieren – ein erheblicher admi-
nistrativer Aufwand, der sie von ihrer eigentlichen Arbeit 
abhält. Umso beeindruckender ist es, dass sich viele Partne-
rorganisationen von solchen Umständen nicht unterkriegen 
lassen und weiter für zivilgesellschaftliche Anliegen und den 
Erhalt von Handlungsräumen eintreten. 
Die Situation in Kenia, im Tschad, in Brasilien, in Hon-
duras, auf den Philippinen und in Aserbaidschan steht 
exemplarisch für den weltweiten Trend einer zunehmenden 
Einschränkung zivilgesellschaftlicher Handlungsräume, 
den es zu stoppen gilt. Im Folgenden werden diese sechs 
Länder näher betrachtet. Es werden ihre jeweilige Situati-
on, die Einstufung im CIVICUS-Monitor sowie die Arbeit 
der Partnerorganisationen von Brot für die Welt dargestellt.

Seit Jahren kämpft die kenianische Zivilgesell-
schaft für bessere Rahmenbedingungen ihrer  
Arbeit. Das staatliche NGO Coordination Board – 
eine Institution, der es mittlerweile an jeglicher 
Rechtsgrundlage fehlt – schikaniert dabei beson-
ders solche Nichtregierungsorganisationen, die auf 
Menschenrechtsverletzungen aufmerksam machen 
und rechtsstaatliche Zustände sowie Transparenz 
fordern. Ein Zusammenschluss verschiedener  
Organisationen stellt sich dem entgegen.

„Evil Society“?
Kenia

CIVICUS Einstufung: beschränkt

Teil 2

|  Protest gegen Unregelmäßigkeiten bei den Präsidentschaftswahlen 2017 in Nairobi
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|  Proteste gegen die Ermordung von Chris Msando, einem leitenden Mitglied der Wahlkommission in Kenia,  
   der am 1. August 2017 in Nairobi getötet wurdeDie politische Lage

Das 48 Millionen Einwohner zählende Kenia 
ist die führende Wirtschaftsmacht Ostafrikas. 
Es glänzt mit einem konstanten Wirtschafts-
wachstum zwischen fünf und sechs Prozent 
und gilt als Land mittleren Einkommens. In der 
Hauptstadt Nairobi entstehen ständig neue Bü-
rotürme und Häuser für eine wachsende Mittel-
schicht. Doch das Land hat gravierende Prob-
leme: Über 40 Prozent der Bevölkerung leben 
weiterhin in Armut, in ländlichen Regionen lei-
den Menschen Hunger. Fast jeder dritte Jugend-
liche ist arbeitslos. Korruption ist weit verbreitet, 
genauso wie außergerichtliche Hinrichtungen, 
Polizeigewalt und Straflosigkeit. 
Wie sehr es unter der Oberfläche brodelt, zeigt 
sich regelmäßig bei Wahlen. Denn für Kenias 
herrschende Klasse sind Wahlen vor allem ein 
Mittel zum Machterhalt. Noch nie hat ein am-
tierender Präsident in Kenia sein Amt durch 
Wahlen verloren. Statt auf Inhalte zu setzen, 
werden ethnische Zugehörigkeiten instrumen-
talisiert und die verschiedenen Volksgrup-
pen gezielt durch sogenannte „hate speeches“  
(Hassreden) gegeneinander aufgebracht.
Bei den Wahlen 2017 spielte Präsident Uhuru 
Kenyatta wieder die „ethnische Karte“ und setz-
te ganz auf die Stimmen der Kikuyu, mit rund 

6,6 Millionen Menschen die größte Volksgrup-
pe, zu der er selbst gehört. Befördert wird die-
ses Verhalten durch das „The winner takes it 
all“-Prinzip der kenianischen Verfassung. Der 
Präsident gewinnt oder verliert auf ganzer Linie 
und setzt deshalb alles daran, als Sieger aus den 
Wahlen hervorzugehen. 
Unterstützt wird die kenianische Politikelite 
dabei von internationaler Seite, die zuguns-
ten von Stabilität und den eigenen Allianzen 
bei Ungereimtheiten gerne einmal wegschaut. 
Internationale Wahlbeobachter bescheinigten 
schnell einen ordnungsgemäßen Ablauf der 
Wahlen, obwohl ein führender Mitarbeiter der 
Wahlkommission (IEBC) wenige Tage vor der 
Wahl tot und mit Folterspuren am Körper aufge-
funden worden war. 
In einer für den afrikanischen Kontinent ein-
maligen Entscheidung gab Kenias Verfassungs-
gericht später der Petition von Oppositionsfüh-
rer Raila Odinga Recht und bestätigte, dass die 
Wahlkommission nicht verfassungsgemäß gear-
beitet hätte. Insbesondere bei der Dokumenta-
tion und Auswertung der Wahlergebnisse gäbe 
es zahlreiche Lücken, Unregelmäßigkeiten und 
nicht nachvollziehbare Änderungen. Die Wah-
len seien daher „null und nichtig“, es müsse neu 
gewählt werden. 
Die ethnische Spaltung des Landes sitzt tief. Sie 
zieht sich durch die kenianische Bevölkerung, 
öffentliche Institutionen und zivilgesellschaft-
liche Organisationen. Vor allem im Zusammen-
hang mit Wahlen führt dies zu Frustration und 
Konflikten, die gewaltsam eskalieren, weil De-
monstrationsrechte der Opposition beschnit-
ten werden und kenianische Sicherheitskräfte 
gegen dennoch stattfindende Demonstrationen 
mit unverhältnismäßiger Gewalt vorgehen. Im 
Nachgang der Wahlen 2017 haben dabei rund 
70 Menschen ihr Leben verloren. Das weckte 
Erinnerungen an die Wahl 2007, als bei Aus-
schreitungen mehr als 1.400 Menschen getötet 
und eine halbe Million vertrieben wurden. 

Die Ausschreitungen dienten damals als Deck-
mantel für Pogrome, zu denen Präsident Uhuru 
Kenyatta angestiftet haben soll. Vor dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof in Den Haag wurde 
ihm deshalb der Prozess wegen Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit gemacht. Doch das Ver-
fahren musste wegen mangelnder Kooperation 
der kenianischen Regierung und Einschüchte-
rungen von Zeugen eingestellt werden. Kenia-
nische NGOs, die sich für Ermittlungen des In-
ternationalen Strafgerichtshofs ausgesprochen 
hatten, verunglimpfte Kenyatta als „Evil Society“. 
Sie seien vom Westen gesteuert und hätten sich 
mit dem Gerichtshof gegen ihn verschworen, in-
dem sie dem Gericht gefälschte Beweise zuspie-
len würden. Ein Stigma, das blieb, auch nachdem 
der Gerichtshof die Anklage fallen ließ.

Gerangel um den Public Benefit 
Organizations Act

Um Vorurteile zu entkräften und Rufen nach 
stärkerer Kontrolle und Regulierung zuvorzu-
kommen, schlossen sich 2009 zahlreiche lokale 
und internationale NGOs und Civil Society Or-
ganizations (CSOs) zur CSO Reference Group 

Kenia:  
Seit Juli 2017 

steht  
Kenia auf der 

CIVICUS-
Monitor 

Watch List

zusammen. Gemeinsam mit der Regierung 
erarbeiteten sie ein neues rechtliches und in-
stitutionelles Rahmenwerk für gemeinnützige 
Arbeit. Im Januar 2013 wurde der Public Bene-
fit Organisations Act (PBO Act) verabschiedet, 
der klare Kriterien für die Registrierung von 
NGOs und Fristen für die Bearbeitung von 
Anträgen vorsieht. Mit diesem Schritt sollte 
eine lange Phase des gegenseitigen Misstrau-
ens zwischen Regierung und Zivilgesellschaft 
in Kenia beendet werden. Dessen deutlichster 
Ausdruck ist das NGO Coordination Board, 
eine durch den NGO Coordination Act von 
1990 geschaffene Behörde zur Regulierung 
und Kontrolle von NGOs. Diese Instanz soll-
te nun abgeschafft und durch die mit sehr viel 
geringeren Eingriffsbefugnissen ausgestattete 
PBO Regulatory Authority ersetzt werden. 
Doch dazu kam es nicht, weil die Regierung 
den PBO Act nicht in Kraft setzte. Das NGO 
Coordination Board existiert weiter – und schi-
kaniert zivilgesellschaftliche Organisationen, 
auf der Grundlage eines nicht mehr bestehen-
den Gesetzes. So war es maßgeblich beteiligt an 
Versuchen, den PBO Act im Nachhinein zu ver-
schlechtern. Unter anderem sollten NGOs nur 
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15 Prozent ihrer Mittel aus dem Ausland be-
ziehen dürfen. Dieser Vorstoß, der sich am äthio-
pischen NGO-Gesetz orientierte, passt zu den 
Vorwürfen, die Kenias Regierung der lokalen 
NGO-Szene immer wieder macht: Sie sei in un-
patriotischer Weise auf den Westen fokussiert, 
wo sie nach Geld suche, um es für ihre eigenen, 
selbstsüchtigen Ziele und ausländische Interes-
sen auszugeben. Da zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen in Kenia zu fast 90 Prozent aus auslän-
dischen Fördertöpfen finanziert werden, hätte 
eine solche Reform für viele das Aus bedeutet. 
Ein anderer Vorstoß folgte dem russischen 
Vorbild: NGOs, die Unterstützung aus dem 
Ausland erhalten, sollten als „ausländische 
Agenten“ deklariert werden. Die CSO Reference 
Group trat diesen Vorstößen entschlossen ent-
gegen. Als der Kabinettsekretär für Dezentrali-
sierung am 9. September 2016 ankündigte, das 
Gesetz unverändert – also ohne die Beschrän-

kung ausländischer Förderung – in Kraft treten 
zu lassen, wurde dies als Sieg für die Zivilgesell-
schaft gefeiert. Doch Präsident Kenyatta über-
trug die Verantwortung für das Gesetz kurzer-
hand dem Innenministerium und umging so 
eine Entscheidung des Verfassungsgerichts, in 
der das De zen tra li sie rungs ministerium aufge-
fordert wird, ein Datum für das Inkrafttreten 
des PBO Acts festzulegen. Am 13. Mai 2017 wie-
derholte das Verfassungsgericht seine Entschei-
dung und forderte die Regierung auf, den PBO 
Act innerhalb von 30 Tagen zu operationalisie-
ren – ungeachtet dessen agiert das NGO Coor-
dination Board weiter. 

Zivilgesellschaft aktuell
Bei den Wahlen 2017 zeigte sich erneut, dass die 
kenianische Regierung mit allen Mitteln ver-
sucht, die Zivilgesellschaft, die sie als Teil der 

Opposition wahrnimmt, zu unterdrücken. Ke-
nianische Organisationen, die auf Unregelmä-
ßigkeiten aufmerksam machen, die Regierung 
kritisieren, Aufklärung für die Gewalt nach der 
Wahl 2007 fordern und Menschenrechtsverlet-
zungen oder Korruption anprangern, werden 
systematisch verfolgt. Sie werden durch willkür-
liche Auflagen, Prüfungen und Durchsuchun-
gen von Büroräumen schikaniert, verlieren ihre 
Registrierung oder werden unter Einziehung 
von Vermögenswerten geschlossen, Angestellte 
müssen mit Verhaftung rechnen. Maßgeblicher 
Akteur dabei ist das NGO Coordination Board, 
das längst hätte abgeschafft werden sollen. 
Rund eine Woche nach den Wahlen widerrief 
das Board die Registrierung der Kenya Human 
Rights Commission (KHRC). Der Vorwurf: Die 
Organisation habe Steuern hinterzogen, illegale 
Bankkonten betrieben und Ausländer und Aus-
länderinnen ohne gültige Arbeitsvisa beschäf-
tigt. Dass die Anschuldigungen ausgerechnet 
zu jenem Zeitpunkt kamen, dürfte daran liegen, 
dass KHRC gerichtlich gegen die Wiederwahl 
von Kenyatta vorgehen wollte. In derselben Wo-
che traf es die pro-demokratische Organisati-
on African Centre for Open Governance (Af-
riCOG), die vor der Wahl verlangt hatte, die 
Wahlkommission zu mehr Transparenz zu ver-
pflichten. Unter dem Vorwand einer nicht ord-
nungsgemäßen Registrierung wies das Board 
die Ermittlungsbehörden an, AfriCOG umge-
hend zu schließen und die Leitung festzuneh-
men. Die daraufhin veranlasste Durchsuchung 
der Büroräume sollte ausgerechnet an dem Tag 
stattfinden, für den AfriCOG eine Pressekonfe-
renz zu den Ungereimtheiten bei der Wahl an-
gekündigt hatte. Die Durchsuchung konnte nur 
verhindert werden, weil Mitarbeitende gemein-
sam mit anderen zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren den Eingang zu den Büroräumen versperr-
ten. 
Außerdem wies das Board Kenias Zentralbank 
an, die Konten der beiden Organisationen ein-
zufrieren. Nach Einschätzung lokaler NGOs 
kommt der kenianischen Regierung der rechts-
freie Raum, der durch die Nichtumsetzung des 
PBO Acts entstanden ist, derzeit sehr gelegen. 
Er gebe den Behörden die Möglichkeit beson-
ders gegen solche Organisationen vorzugehen, 
die für Menschenrechte, Transparenz und gute 
Regierungsführung eintreten. Davon macht das 
NGO Coordination Board großzügig Gebrauch. 

Im Dezember 2014 wurde 540 Organisationen 
die Registrierung entzogen und das Einfrieren 
ihrer Konten angeordnet. Im Oktober 2015 traf 
es 957 weitere. Eine der betroffenen NGOs war 
KHRC. Die Organisation klagte vor dem Ver-
fassungsgericht, das die Aktivitäten des NGO 
Coordination Boards als nicht verfassungsge-
mäß und somit für ungültig erklärte. Trotzdem 
blieb das Board bestehen und unternahm 2016 
und 2017 zwei weitere Anläufe, KHRC zu dere-
gistrieren. 
Durch die Darstellung einzelner NGOs als Un-
ruhestifter nutzt die Regierung solche Verfah-
ren, um zivilgesellschaftliche Organisationen 
gegeneinander auszuspielen und Misstrauen 
und Spaltungstendenzen innerhalb der Zivil-
gesellschaft zu verstärken. Beispielsweise dient 
die Zunahme von Terroranschlägen der soma-
lischen Al-Shabaab-Miliz als Vorwand, musli-
mischen Organisationen die Unterstützung von 
Terrorismus vorzuwerfen und sie deshalb zu ver-
folgen. 
Im Juni 2015 wurden auf Anweisung des Boards 
die Büros der Menschenrechtsorganisationen 
Muslims for Human Rights (Muhuri) und Haki- 
Africa durchsucht und ihre Konten eingefroren. 
Der Vorwurf: Sie hätten terroristische Aktivitä-
ten finanziert. Zwei Monate später stellte das 
Verfassungsgericht fest, dass an den Vorwürfen 
nichts dran war. Doch die Konten blieben vor-
erst gesperrt. Auch die De-Registrierung von 
KHRC und AfriCOG im August 2017 konnte 
letztendlich durch die massive Intervention 
von westlichen Botschaften und UN-Institutio-
nen verhindert werden. Das Innenministerium 
stoppte die Verfahren und gab den Behörden 
90 Tage Zeit, ihre Anschuldigungen zu sub-
stantiieren. Die kenianische Regierung fühlte 
sich davon derart überrumpelt, dass sie sich 
seitdem jegliche Einmischung von außen ver-
bittet – eine Entwicklung, die von Vertretern 
der lokalen Zivilgesellschaft als „Erdogan-Syn-
drom“ bezeichnet wird. Umso wichtiger, dass 
sich kenianische und internationale NGOs in 
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1.500 NGOs  
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Projektgebiet landesweit

Entstehung Die Bewegung gibt es seit 2009

Name Civil Society Organisations (CSOs) Reference 
Group

Schwerpunkte / Ziele Die CSO Reference Group ist 
entstanden, um zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen zur Beteiligung an der Ausarbeitung des PBO 
Acts genannten neuen NGO-Gesetzes zu bewegen. 
Sie blieb aber nach dessen Verabschiedung bestehen. 
Seitdem setzt sie sich für das Inkrafttreten des  
Gesetzes ein.

Kurz und knapp

Netzwerken wie der CSO Reference Group zu-
sammenschließen, sich solidarisieren, Spal-
tungsbestrebungen geschlossen entgegentreten 
und sich weiter für ein Inkrafttreten „ihres“ 
PBO Acts stark machen. Denn zivilgesellschaft-
liche Arbeit benötigt ein förderliches Umfeld. 
Dazu gehört ein rechtliches Rahmenwerk mit 
klaren Kriterien, durch die vermieden werden 
kann, dass die Regierung unliebsame NGOs 
einfach schließt und sie damit mundtot macht. 

Die Arbeit der CSO Reference 
Group

Die in der CSO Reference Group vertretenen 
Nichtregierungsorganisationen treten den Ein-
schränkungen zivilgesellschaftlicher Hand-
lungsräume gemeinsam entgegen. Kirchliche 
Einrichtungen engagieren sich zusammen mit 
Gewerkschaften, Entwicklungs-, Hilfs- und 
Menschenrechtsorganisationen gegen willkür-
liche Schließungen von NGOs und für die In-
kraftsetzung des PBO Acts in seiner ursprüng-
lichen Fassung. In einem beeindruckenden Akt 
von Solidarität stellten sich die als harmloser 
geltenden Entwicklungsorganisationen vor die 
Menschenrechtsorganisationen, deren Arbeit von 
der Regierung kritisch beäugt wird, und führ-
ten das Netzwerk an, beispielsweise als es die 
Regierung auf den Strafcharakter der massen-
haften Schließung von NGOs im Oktober 2015 
hinwies: „Der NGO-Sektor in Kenia wird durch 
kurzsichtige Politik und Hetzkampagnen lang-
sam stranguliert“, erklärte die CSO Reference 
Group in einer Pressemitteilung. Sie verurteilte 
auch die jüngsten Schließungsandrohungen. 
Außerdem wehrte sie sich gegen die geplanten 
Änderungen des PBO Acts, durch die versucht 
werde, „dessen Spirit zu untergraben“. 
Besonders erfolgreich war eine Aktion des Netz-
werks gegen das Vorhaben, die finanzielle Förde-
rung von NGOs aus dem Ausland auf 15 Prozent 
zu beschränken. Es startete dazu eine Petiti-

on, die von Bürgern und Bürgerinnen aus allen 
Landesteilen unterzeichnet wurde. In einer ein-
drucksvollen Kampagne wurde aufgezeigt, wel-
che Auswirkungen die Verknappung der Förd-
ergelder auf den Arbeitsmarkt, die Wirtschaft 
sowie den Gesundheits- und Bildungsbereich ge-
habt hätte. Damit konnten insbesondere Politi-
ker und Politikerinnen aus ärmeren Wahlkreisen 
überzeugt werden. Das Parlament lehnte die Ge-
setzesänderung daraufhin in zweiter Lesung ab.

Aufrüsten gegen die  
Zivilgesellschaft

Tschad

Im westafrikanischen Tschad veruntreut der kor-
rupte Clan von Staatspräsident Idriss Déby Itno 
die Einnahmen aus dem Ölsektor. Das Geld wird 
in den Sicherheitssektor investiert, der zur Unter-
drückung der Zivilgesellschaft eingesetzt wird. 
Unterstützung bekommt das Regime von west-
lichen Staaten, die im Tschad einen Stabilitäts-
anker für die Region sehen. 

Tschad
Niger

Nigeria

Kamerun

Sudan

Libyen

Zentralafrikanische
Republik

CIVICUS Einstufung: unterdrückt

|  Schülerproteste in N'Djamena 2007
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13 Mrd.

Der Human Development Index (HDI) ist ein von den UN aus vielen 
Faktoren wie etwa Einkommen, Schulbildung oder Gesundheitsver
sorgung gebildeter Vergleichsmaßstab für menschliche Entwicklung. 
1,0 stellt den höchsten erreichbaren Wert dar. Die zugrunde liegenden 
Zahlen stammen aus dem Human Development Report 2016.

eingenommene Petrodollars helfen 
nicht bei der Entwicklung
Obwohl dem Tschad seit dem Beginn der Erdölförderung 
im Jahr 2002 rund 13 Milliarden US-Dollar an Einnahmen 
zugeflossen sind, hat dies nicht zur Entwicklung des Landes 
beigetragen. Tschads HDI-Wert ist nahezu gleich geblieben. 
Im HDI-Rang ist das Land sogar gefallen.
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Die politische Lage

Der Optimismus im Tschad war groß, als die 
Weltbank im Juni 2000 grünes Licht für die 
Tschad-Kamerun-Pipeline gab. Sie ermöglicht 
dem westafrikanischen Binnenstaat den Ex-
port von Erdöl. Seit im Jahr 2003 die Ölförde-
rung begann, sind rund 13 Milliarden US-Dollar 
in die Staatskasse geflossen. Zur Entwicklung 
des Landes haben sie jedoch nicht beigetragen. 
Stattdessen ist der Tschad im Human Develop-
ment Index (HDI) – einem von den Vereinten 
Nationen ermittelten Maß für die Entwicklung 
des Lebensstandards – noch weiter zurückgefal-
len. Das Land liegt heute auf dem drittletzten 
Platz weltweit. Die Gewinne aus dem zur Haupt-
einnahmequelle des Landes zählenden Ölsek-
tor werden in weiten Teilen von dem seit 1990 
regierenden Staatspräsidenten Idriss Déby Itno 
und korrupten Mitgliedern seiner Familie kon-
trolliert. Déby kam nach einem Putsch gegen 
seinen Vorgänger Hissène Habré, der mittler-
weile von einem Tribunal im Senegal als Kriegs-
verbrecher verurteilt wurde, an die Macht. Von 
dessen Politik wollte er sich absetzen und demo-
kratische Freiheiten garantieren. Die guten Vor-
sätze aber scheinen längst vergessen. Sein Re-
gime agiert zunehmend repressiv und versucht, 
zivilgesellschaftlichen Protest mit allen Mitteln 
zu unterbinden. 
Von internationaler Seite muss Déby weder Ein-
mischung noch Kritik befürchten. Frankreich, 
Deutschland und die USA haben den Tschad 
zu einem wichtigen Partner im Kampf gegen 
den islamistischen Terror erklärt. Mit rund 40 
Prozent der Einnahmen aus der Erdölförderung 
finanziert, gilt die tschadische Armee als eine 
der schlagkräftigsten in der fragilen Sahel-Zone. 
Derzeit führt sie die Allianz gegen die nigeria-
nische Terrormiliz Boko Haram an. Déby nutzt 
von Boko Haram verübte Vergeltungschläge 
mit zahlreichen Toten und Verletzten als Vor-
wand für hartes Durchgreifen gegen Regime-
gegner und die massive Beschränkung von 
Freiheitsrechten. 

Anti-Terrorismusgesetze

Im Juli 2015 verabschiedete die Nationalver-
sammlung des Tschads ein Anti-Terrorismus- 
Gesetz, das die Todesstrafe wieder einführ-
te – nur ein halbes Jahr nach ihrer Abschaffung. 
Das Gesetz sieht vor, dass jede Person, die Ter-
rorakte begeht oder sie finanziert, Menschen 
dafür rekrutiert oder trainiert, mit dem Tode 
bestraft werden kann. Die Zeit, innerhalb de-
rer inhaftierte Personen einem Richter vorge-
führt werden müssen, wurde von 48 Stunden 
auf 30 Tage erhöht. Sie kann von der Staatsan-
waltschaft zweimal verlängert werden. Die De-
finition von Terrorismus im Gesetz ist sehr weit 
gefasst und beinhaltet unter anderem die „Stö-
rung der öffentlichen Ordnung“. Dadurch kann 
das Gesetz genutzt werden, um Oppositionelle 
und andere zivilgesellschaftliche Akteure unter 
dem Deckmantel der Terrorabwehr an der Aus-
übung ihrer Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit zu hindern. 

Zivilgesellschaft aktuell

„Ça suffit“ – es reicht: Wenige Wochen vor der 
Wahl im April 2016, mit der sich Präsident Déby 
seine fünfte Amtszeit sicherte, protestieren die 
Bewohnerinnen und Bewohner der Hauptstadt 
N’Djamena. Allerdings von zu Hause aus. Tril-
lerpfeifen und Trommeln schallten aus offenen 
Fenstern und von den Balkonen. Öffentliche 
Demonstrationen waren zuvor verboten wor-
den. Wer trotzdem auf die Straße ging, riskier-
te von Sicherheitskräften mit unverhältnismä-
ßiger Gewalt auseinandergetrieben, verhaftet, 
gefoltert oder gar getötet zu werden. Auch die 
Nutzung sozialer Medien wird von den Behör-
den systematisch überwacht und in politisch 
sensiblen Zeiten wie diesen blockiert. 
Journalistinnen und Journalisten, Oppositio-
nelle und andere Bürger und Bürgerinnen, die 
öffentlich Kritik äußern, tun dies unter gro-
ßen persönlichen Risiken. Sie werden bedroht, 
schikaniert oder willkürlich festgenommen 
und schlimmstenfalls zu mehrjährigen Haft-
strafen verurteilt, insbesondere wenn sie für 
Menschenrechte eintreten oder gegen Kor-
ruption kämpfen. 

XXX 

Partner verhaftet

Im Juni 2015 wurde der Menschenrechtsaktivist 
und Brot für die Welt-Partner Djéralar Miankeol 
verhaftet und zu einer zweijährigen Haftstrafe 
verurteilt. In einem Radio-Interview hatte er 
von der Korruption staatlicher Eliten im Zu-
sammenhang mit Landraub gesprochen. Nur 
wegen der schnellen Reaktion seines Unterstüt-
zerkreises in Deutschland, der sich gemeinsam 
mit Brot für die Welt und der deutschen Bot-
schaft im Tschad für ihn einsetzte, konnte er-
reicht werden, dass er wieder freigelassen wurde. 
Aus Angst vor Repressionen bedienen sich ak-
tuelle Bewegungen wie „Ça doit changer“ (Es 
muss sich ändern) oder Iyina (Wir sind es leid), 
die sich gegen Sparmaßnahmen im sozialen Be-
reich richten, kreativer Protestformen. Statt auf 
die Straße zu gehen, rufen sie zu massenhaften 
Boykotts und Generalstreiks auf. Das öffentli-
che Leben in N’Djamena kam dadurch teilwei-
se zum Erliegen: Märkte blieben geschlossen, 
Schulen verwaist und selbst der Verkehr stand 
zwischenzeitlich still. Aber auch ein so fried-
licher Protest ist für die Zivilgesellschaft im 
Tschad mit Gefahren verbunden, wie die Fest-
nahme von Maoundoe Decladore Djikoldingam 
zeigt. Der Aktivist wurde im Mai 2017 von vier 
Agenten des Geheimdienstes Agence Nationale 
de la Sécurité (ANS) festgenommen, nachdem 
er zu einem nationalen Trauertag für die hohe 
Jugendarbeitslosigkeit aufgerufen hatte. Weil er 
wochenlang an einem unbekannten Ort festge-
halten wurde, war schon befürchtet worden, der 
Staat habe ihn „verschwinden lassen“. Schließ-
lich wurde er doch noch einer Ermittlungsrich-
terin vorgeführt und wegen gesundheitlicher 
Probleme vorläufig freigelassen. 

Arbeit für die Zivilgesellschaft

Für die Aufklärung von Fällen gewaltsamen „Ver-
schwindenlassens“ setzt sich Baldal Oyamata 
von der Partnerorganisation Ligue Tchadienne 
de Droits de L’Homme (LTDH) ein. Die Organi-
sation vertritt die Angehörigen von Soldaten, die 
im Zuge der Wahlen im April 2016 verschwun-
den sind. Soldaten und andere Bevölkerungs-
gruppen, wie Nomaden und Nomadinnen, 
haben im Tschad traditionell das Recht, ihre 
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Stimme schon zwei Tage vor dem offiziellen 
Wahltermin abzugeben. Als militärischen Vor-
gesetzten dabei auffiel, dass viele Soldaten ihr 
Kreuzchen bei der Opposition setzten, ließ das 
Regime mehrere Dutzend von ihnen festneh-
men. Vier Soldaten wurden später tot aufge-
funden. Ihre Körper sollen nach Angaben von 
LTDH Spuren von Folter aufgewiesen haben. 
Zehn weitere Festgenommene sind bis heute 
verschwunden. 
„Die vorgezogenen Wahltermine müssen ab-
geschafft werden“, verlangt deshalb Oyamata, 
der die Wahlen als nationaler Koordinator der 
LTDH analysiert hat. Er weist darauf hin, dass 
die betroffenen Wählergruppen sonst Gefahr 
laufen, Ziel von Verfolgungsmaßnahmen zu 
werden. 
Wegen seiner Arbeit wird Oyamata selbst ver-
folgt. Regierungsvertreter bestellten ihn mehr-
mals ein und warfen ihm vor, mit seinem Ein-
satz für Demokratie gegen den Frieden im 
Land zu agieren. Gleichzeitig boten sie ihm je-
doch politische Ämter an. Wie Oyamata berich-
tet, nutzt das Regime diese Strategie, um poli-
tische Gegner ruhigzustellen: „Die Regierung 
versucht ihre größten Kritiker loszuwerden, in-
dem sie sie in öffentliche Ämter lockt und nach 
kurzer Zeit wieder entlässt. Der damit verbun-
dene Glaubwürdigkeitsverlust, kommt einer po-
litischen Tötung gleich,“ sagt er. 
Oyamata selbst lehnte das Angebot ab. Bald da-
rauf fand er Patronenhülsen auf seinem Grund-
stück. Er wird bis heute auf Schritt und Tritt 
beobachtet und verfolgt, von Autos mit getön-
ten Scheiben oder dunkel gekleideten Personen, 
und hat das Gefühl, abgehört zu werden. Aus 
Angst vor willkürlicher Verhaftung traut er sich 
nicht mehr alleine auf die Straße. Im Tschad 
gibt es für ihn keinen Ort der Ruhe. Er leidet 
an Schlafstörungen und schreckt nachts immer 
wieder hoch. Ruhig schlafen kann er nur, wenn 
er im Ausland ist. Dorthin reist er, um auf die 
Situation im Tschad aufmerksam zu machen. 

Projektgebiet N’Djamena, landesweit

Läuft seit 2011

Partner Ligue Tschadienne de Droits de L’Homme 
(LTDH)

Schwerpunkte / Ziele Unter dem Deckmantel der 
Terrorbekämpfung werden im Tschad grundlegen-
de Freiheitsrechte massiv verletzt. Menschenrechts-
verteidiger, Oppositionelle und Journalisten geraten 
zunehmend unter Druck und riskieren, verfolgt, be-
droht, eingesperrt oder gefoltert zu werden. Als Men-
schenrechtsorganisation setzt sich unsere Partner-
organisation LTDH im Tschad für diese Gruppen 
ein. Die Organisation kämpft gegen Straflosigkeit in 
Fällen gewaltsamen „Verschwindenlassens“ und tritt 
für rechtsstaatliche Zustände im Tschad ein. Durch 
ihre Arbeit werden die Mitarbeitenden immer wieder 
selbst zum Ziel von Verfolgung und gehen große per-
sönliche Risiken ein. Das Projekt unterstützt deshalb 
Präventivmaßnahmen, die es Menschenrechtsver-
teidigern und Menschenrechtsverteidigerinnen im 
Tschad ermöglichen sollen, sich bei akuter Gefahr 
von Verhaftung oder drohender Gewalt in Sicherheit 
zu bringen.

In Brasilien dient die Wirtschaftskrise der  
Regierung als Rechtfertigung für die drastische 
Einschränkung sozialer Rechte. Um ihrem Pro-
test gegen die Sparmaßnahmen Ausdruck zu ver-
leihen, versammeln sich Menschen tagtäglich  
zu friedlichen Demonstrationen. Dabei kommt  
es immer wieder zu gewaltsamen Übergriffen von 
Sicherheitskräften. 

Rückschritte für die  
Zivilgesellschaft

Brasilien

Venezuela

Brasilien

Paraguay

Bolivien

Kolumbien Frz. Guyana

Guyana
Surinam

Peru

Tschad:  
Rang 

159 

von 176 des  
Korruptions 

Wahrnehmungs
index von 

Transparency 
International

Kurz und knapp

CIVICUS Einstufung: beschränkt

Die internationale Gemeinschaft dürfe im 
Kampf gegen den Terror „nicht die Augen davor 
verschließen, dass sie durch die Unterstützung 
des Regimes Déby zur Unterdrückung der Be-
völkerung im Tschad beiträgt“, formuliert Oya-
mata sein wichtigstes Anliegen.

|  Demonstration für indigene Rechte in Brasilia 2017
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Brasilien
beschränkt

€

Gini-Index 

53,73

€

€

Gini-Index 

29,56

Deutschland
offen

Freiheit und Gerechtigkeit
Länder, in denen das Einkommen gerechter verteilt ist, sind 
meist auch die mit einer freien Zivilgesellschaft. 

Der GiniIndex ist ein volkswirtschaftlicher Maßstab, um die Verteilung 
von Einkommen in einer Gesellschaft zu messen. Ein GiniIndex von Null 
bedeutet Einkommensgleichheit. Je höher der GiniIndex, desto ungerech 
ter ist die Einkommensverteilung im jeweiligen Land. Nicht nur in  
Brasilien, sondern auch in Deutschland ist die Ungleichheit groß und in  
den letzten Jahren gewachsen. Die zugrunde liegenden Zahlen stammen 
von der United Nations University UNUWIDER, World Institute for 
Development.

Die politische Lage

Brasilien galt lange Zeit als Vorzeige-Schwellen-
land mit wachsender Wirtschaft und sinkender 
Armut – dank umfangreicher Sozialprogramme 
der seit 2002 regierenden linken Arbeiterpar-
tei (PT). Doch seit dem umstrittenen Amtsent-
hebungsverfahren von Ex-Präsidentin Dilma 
Roussef im August 2016 erlebt das G20-Land, 
die neuntgrößte Volkswirtschaft der Welt, eine 
schwere Demokratiekrise. Soziale und bürger-
rechtliche Errungenschaften der letzten Jahr-
zehnte stehen auf dem Spiel. 
Die in der Phase der Re-Demokratisierung nach 
der Militärdiktatur (1964 bis 1985) geschaffene 
Verfassung von 1988 sieht umfassende zivilge-
sellschaftliche Partizipation vor. Es entstand 
eine aktive Zivilgesellschaft, die sich in Rä-
ten wie dem Conselho Nacional de Segurança 
Alimentar e Nutricional (CONSEA) für sozia-
le Gerechtigkeit engagiert. In diesem Rat wird 
die staatliche Ernährungspolitik mit Vertre-
tern der Zivilgesellschaft diskutiert. Diese sind 
mit Zweidrittel-Mehrheit beteiligt. So konnten 
Ernährungssicherheitsprogramme, wie die Be-
reitstellung von Schulessen oder die Absatzför-
derung für Produkte aus kleinbäuerlicher Land-
wirtschaft, geschaffen werden. Im Rat wird 
außerdem durch ein komplexes Quotensystem 
zur angemessenen Beteiligung von Indigenen 
und Afrobrasilianern versucht, den enormen 
strukturellen Ungleichheiten innerhalb der 
brasilianischen Gesellschaft entgegenzuwir-
ken. Dem gleichen Ziel dienten etwa die Bolsa 
Familia, ein an den Schulbesuch der Kinder ge-
knüpftes Sozialhilfeprogramm, und Quoten für 
den Zugang zu Universitäten. Seitdem Brasilien 

aber durch den Einbruch der internationalen 
Rohstoffpreise in eine tiefe Rezession rutschte, 
ist es damit vorbei. Das neoliberale und rechts-
konservative Lager unter der Übergangsregie-
rung von Michel Temer hat die Überhand ge-
wonnen. 
Temers Kabinett, das bis zur Nachnominierung 
einer Frau aus 23 weißen Männern bestand, 
sieht die hohen Sozialausgaben der Vorgänger-
regierung als Ursache des Haushaltsdefizits an 
und reagierte mit drastischen Sparmaßnah-
men. Die partizipative Mitgestaltung von Po-
litik durch soziale Bewegungen weicht mehr 
und mehr einer Kriminalisierung von Aktivis-
ten und Aktivistinnen, die von willkürlichen 
Übergriffen des Sicherheitsapparats begleitet 
wird. Die politische Stimmung im Land ist zu-
nehmend bestimmt von einem religiösen Kon-
servatismus, der die Rechte von Frauen, LSBT-
TIQ-Personen (lesbische, schwule, bisexuelle, 
transsexuelle, transgender, intersexuelle und 
queere Personen) und anderen marginalisier-
ten Gruppen missachtet und dadurch soziale 
Ungleichheiten und Spannungen verstärkt. 

Menschenrechtlicher  
Rückwärtstrend

Der menschenrechtliche Rückwärtstrend in 
Brasilien drückt sich in Reformen aus, die Te-
mer in rasantem Tempo veranlasst. Kaum im 
Amt kündigte er die Abschaffung des Ministe-
riums für Frauen, ethnische Gleichstellung und 
Menschenrechte sowie des Kulturministeriums 
an. Zumindest Letzteres wurde nach Protesten 
von Kulturschaffenden zurückgenommen. Bald 
darauf folgte die Verfassungsänderung PEC  
Nr. 55 (Proposta de Emenda à Constituição),  
mit der die staatlichen Sozialausgaben im Bil-
dungs- und Gesundheitsbereich für die nächsten 
20 Jahre eingefroren werden. Wegen der dra-

matischen Folgen für darauf angewiesene Be-
völkerungsteile wird die Reform „da morte“ – 
des Todes – genannt. Gleichzeitig werden Ge-
setze vorangebracht, die dem neoliberalen und 
ultrakonservativen Lager zuspielen. Religiöse 
Anschauungen der evangelikalen Strömung 
dienen dabei als Machtmittel zur Unterdrü-
ckung von Frauen. 
Obwohl es um die reproduktiven Rechte brasili-
anischer Frauen ohnehin sehr schlecht bestellt 
ist und auf Abtreibungen Haftstrafen von bis zu 
drei Jahren stehen, debattiert der Kongress über 
ein „Gesetz zum Schutz des Ungeborenen“. Mit 
diesem sollen die bislang schon extrem eng ge-
haltenen Ausnahmetatbestände, etwa Lebens-
gefahr für die werdende Mutter, abgeschafft 
werden. Außerdem soll es künftig keine Notfall-
verhütung für Vergewaltigungsopfer mehr ge-
ben. Die Bereitstellung von Informationen über 
Schwangerschaftsabbrüche will die Regierung 
unter Strafe stellen. 
Auch die Rechte von Indigenen sind in Gefahr. 
Sie werden dem gewinnbringenden Ausverkauf 
ihrer Territorien geopfert. Mit dem Ziel, der ho-
hen Staatsverschuldung durch ausländische Di-
rektinvestitionen beizukommen, hat die Regie-
rung das Dekret Nr. 727 erlassen. Es dient dem 
Abbau umweltbezogener Hürden wie Risikoab-
schätzungen bei großen Bergbauvorhaben. Pas-
send hierzu erleichtert die neue Minengesetzge-
bung (Código de Mineração) den Rohstoffabbau 
in bereits geschützten Territorien traditioneller 
Gemeinschaften. „Das Bedrohliche ist vor al-
lem, wie schnell die Reformen vorangebracht 
werden“, sagt Letícia Tura von der Partnerorga-
nisation Federação de Órgãos para Assistência 
Social e Educacional (FASE). „Da bleibt zivilge-
sellschaftlichen Organisationen kaum Zeit zu 
reagieren. Temer hat ohnehin jeglichen Rück-
halt in der Bevölkerung verloren und erlaubt 
sich deshalb solch eine anti-populäre Klientel-
politik.“

Zivilgesellschaft aktuell

„Fora Temer“ – Temer raus: Seit seiner Amts-
übernahme ist kein Tag ohne Demonstrationen 
vergangen. Im Mai und Juni 2017 gingen zehn-
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tausende Menschen auf die Straße, um sich  
gegen den Abbau sozialer Rechte zu wehren. 
Viele von ihnen bezeichnen Temers Amtsüber-
nahme als „Golpe“, als Putsch. Sie fordern sei-
nen Rücktritt und Neuwahlen. Die Wut über die 
korrupte politische Klasse im Land hat enorm 
zugenommen: Inzwischen ermittelt die Justiz 
offiziell gegen Temer sowie acht seiner Minister 
und mehr als 200 Kongressabgeordnete wegen 
Korruptionsvorwürfen. Bei den Protesten eska-
liert die Gewalt zunehmend. Sondereinheiten 
gehen mit Tränengas, Blendgranaten, Gummi-
geschossen und teilweise mit scharfer Munition 
gegen Demonstrierende vor. Immer wieder ver-
letzen sie dabei Menschen schwer oder töten sie 
sogar. 77 Prozent der von der brasilianischen 
Polizei Getöteten sind schwarz. Rechtswidrige 
Tötungen durch die Polizei bleiben nahezu aus-
nahmslos ungeahndet. Im Mai 2017 ordnete  
Temer per Dekret den Einsatz des Militärs ge-
gen Demonstrierende an. Obwohl es ihm an-
geblich nur darum ging, Regierungsgebäude zu 
schützen, weckte der Anblick von bewaffneten 
Soldaten in der Hauptstadt Brasilia Erinnerun-
gen an den Militärputsch von 1964.
Auch die von staatlicher Seite vorangetriebene 
rücksichtslose Ausbeutung von Ressourcen 
hat zu einer Eskalation der Gewalt im Zusam-
menhang mit den Konflikten um Land geführt. 
Brasilien ist das Land, das nach Angaben der 
NGO Global Witness, die solche Todesfälle do-
kumentiert, weltweit die höchste Anzahl ge-
töteter Verteidiger und Verteidigerinnen von 
Landrechten zu beklagen hat. Journalisten und 
Journalistinnen, die darüber oder über ähnlich 
sensible Themen wie die grassierende Korrupti-
on und das organisierte Verbrechen berichten, 
laufen Gefahr bedroht, schikaniert, verbal und 
physisch attackiert oder getötet zu werden. Von 
staatlichen Stellen drohen ihnen Zensur, die 
„Aufforderung“ zur Entfernung bestimmter In-
halte von Webseiten und Blogs sowie Verleum-

dungsklagen. Zwischen März und Juni 2016 ha-
ben Justizbedienstete des Bundestaats Paraná 
mehr als 40 Klagen gegen fünf Mitarbeitende 
der Zeitung Gazeta do Povo eingereicht – wegen 
einer Reportage, in der sie auf Grundlage von 
auf Regierungsseiten frei verfügbaren Informa-
tionen offenlegten, dass Richter und Richterin-
nen sowie Staatsanwälte und Staatsanwältin-
nen weit mehr verdienen, als verfassungsmäßig 
vorgesehen. Ähnlich erging es den zwei Heraus-
gebern des Nachrichtenportals Fala RN, die im 
Bundesstaat Rio Grande do Norte von Lokalpo-
litikern mit elf Verleumdungsklagen belegt wur-
den. Fala RN hatte über Fälle von Veruntreu-
ung öffentlicher Gelder, Vetternwirtschaft und 
Wahlbetrug berichtet.
Zu diesen Vorfällen sagte Emmanuel Colombié, 
Leiter der lateinamerikanischen Sektion von 
Reporter ohne Grenzen: „Die Anzahl von Kla-
gen ist komplett absurd. Es handelt sich um eine 
Einschüchterungskampagne, die darauf abzielt, 
Journalisten zum Schweigen zu bringen und als 
solche eine schwere Verletzung der Meinungs-
äußerungsfreiheit darstellt.“ Politiker müssten 
sich aufgrund ihres Amtes einer aufmerksamen 
Prüfung durch die interessierte Öffentlichkeit 
stellen, sagt Colombié. „Sie müssen daher eini-
ges mehr an Kritik ertragen.“ Auf dem Presse-
freiheitsindex von Reporter ohne Grenzen ran-
giert Brasilien im Jahr 2017 auf Platz 103 von 
180 weltweit.

Brasilien:  

1.536  

Konflikte um 
Land wurden 

2016 registriert

„Journalisten einschüchtern verletzt 
die Meinungsfreiheit schwer“
Emmanuel Colombié, Reporter ohne Grenzen

Protest gegen Präsident Michel Temer in Rio de Janeiro am 
7. September 2016, dem Unabhängigkeitstag Brasiliens
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Honduras

Nicaragua
El Salvador

Guatemala

Belize

Honduras ist eines der gefährlichsten Länder 
weltweit. Seit dem Putsch im Jahr 2009 mehren 
sich Verbrechen gegen Verteidiger von Land- und 
Umweltrechten. Die überwiegende Mehrheit der 
Verbrechen wird niemals aufgeklärt. 

Alltägliche Gewalt
Honduras

Projektgebiet landesweit

Kooperation seit 1980

Partner Federação de Órgãos para Assistência Social e Educacio-
nal (FASE)

Schwerpunkte / Ziele Schon seit Tätigkeitsbeginn tritt FASE für 
eine nachhaltige und sozial gerechte Entwicklung Brasiliens ein. 
Dazu fördert die Organisation die Wahrnehmung demokratischer 
Garantien und umweltbezogener Rechte. Damit soziale und demo-
kratische Errungenschaften der letzten Jahrzehnte erhalten blei-
ben, kämpft sie dafür, dass soziale Bewegungen und Basisgruppen 
an Entwicklungsprozessen beteiligt bleiben.

Wie ist Ihre Arbeit von Shrinking Space betroffen?
Letícia Tura – FASE engagiert sich seit Langem in 
partizipativen Foren, die in Brasilien zur Mitgestaltung 
von Politik durch zivilgesellschaftliche Akteure geschaffen 
wurden. Ein Beispiel hierfür ist der Rat für Ernährungs-
sicherheit CONSEA (Conselho de Segurança Alimentar 
e Nutricional). Die Arbeit in solchen Foren läuft Gefahr, 
durch die Temer-Administration vollständig ausgehöhlt 
und entwertet zu werden. Die dramatische Reduzierung 
von Sozialausgaben beeinträchtigt zum einen die Funkti-
onsweise der Gremien als solche. Kosten für die Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Akteure werden beispielsweise 
nicht mehr übernommen. Zum anderen wurden staatliche 
Sozialprogramme, etwa im Bereich Ernährung, im Zuge 
der Haushaltskürzungen fast vollständig demontiert. Es 
sind einfach keine Mittel mehr dafür vorgesehen. Der Rat 
für Ernährungssicherheit kann die Politik daher kaum 
noch positiv beeinflussen. Ähnlich geht es anderen Foren, 
wie dem Programm für Schulessen oder für den Ankauf 
von Produkten aus kleinbäuerlicher Landwirtschaft, an 
denen FASE ebenfalls beteiligt ist.

Was unternehmen Sie mit Ihrer NGO dagegen?
Letícia Tura – Im Moment sind wir vor allem mit dem 
Erhalt des Status quo beschäftigt. Wir kämpfen dafür, dass 
Räume für zivilgesellschaftliche Partizipation bestehen 
bleiben. Trotz der beschriebenen Probleme sind wir deshalb 
nach wie vor im CONSEA vertreten. Denn er hat, anders 
als andere Räte, einen zivilgesellschaftlichen Vorsitz. 
Deshalb ist er traditionell ein Forum, in dem Kritik an der 
Regierung geäußert werden kann, Debatten geführt werden 
und sich Widerstand regt.
Außerdem wehren wir uns gegen die Eilmaßnahmen der 
Regierung Temer, mit denen über Jahrzehnte erkämpfte 
Rechte in den Bereichen Umwelt- und Gesundheitsschutz 
auf autokratische Weise abgeschafft werden. Dazu gehört 
etwa die Reform des Bergbaugesetzes, nach der beim 
Rohstoffabbau allein auf wirtschaftliche Erwägungen 
abzustellen ist – umweltspezifische und soziale Faktoren 
sollen außer Acht bleiben. 

Ähnlich ist es mit der Liberalisierung des Einsatzes von 
Pestiziden für große Agrobusiness-Projekte. Wir haben 
deshalb zur Gründung von #Resista beigetragen. Das ist ein 
Netzwerk zivilgesellschaftlicher Organisationen, die sich 
unter Nutzung sozialer Medien und öffentlichen Stellung-
nahmen gemeinsam gegen die beispiellosen gesetzlichen 
Rückschritte beim Schutz von Umwelt, indigenen Völkern, 
traditionellen Gemeinschaften und Kleinbauern wehren.

Wie können wir von Deutschland aus Ihre Arbeit unter-
stützen?
Letícia Tura – Internationale Aufmerksamkeit und Soli-
darität sind besonders wichtig für uns. Die internationalen 
Verbündeten des progressiven Teils der brasilianischen 
Zivilgesellschaft sollten fortfahren, den Putsch durch 
Temer, die Illegitimität seiner Regierung und die Attacken 
gegen Demokratie und Menschenrechte anzuprangern. 
Diese Regierung darf nicht den „Normalstatus“ innerhalb 
des internationalen Systems erhalten. Um die internatio-
nale Aufmerksamkeit und Solidarität lebendig zu halten, 
sollten Beobachtungsmissionen im Land realisiert und 
Vertreter brasilianischer Bewegungen und Organisationen 
zu runden Tischen und Diskussionsveranstaltungen im 
Ausland eingeladen werden. Dort können Alternativen zum 
Status quo diskutiert werden. 
Auch die Einstufung Brasiliens innerhalb der Entwick-
lungszusammenarbeit sollte anhand der jüngsten Ereig-
nisse überdacht werden. Um das Jahr 2000 herum wurde 
Brasilien auf einmal als entwickeltes Land angesehen. Es 
wurde davon ausgegangen, dass brasilianische NGOs keine 
Finanzierung aus dem Ausland mehr brauchen. Dies hatte 
einschneidende Konsequenzen für unsere Arbeit, denn es 
wurde schwieriger, finanzielle Unterstützung zu bekommen. 

Interview 
mit Letícia Tura, FASE, über die Herausforderungen bei der  
Mitgestaltung von Politik in Brasilien und darüber, wie ausländische 
NGOs sie unterstützen können.

Kurz und knapp

CIVICUS Einstufung: beschränkt

„Wir kämpfen für zivilgesell-
schaftliche Partizipation“

|  Protest gegen die Ermordung der Umweltaktivistin Berta Caceres 2016 in Tegucigalpa
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Getötete Landrechtsverteidiger seit 2015
Einwohner in Mio.

Brasilien

142

202,7

Honduras

123

9,113

Kolumbien

91

48,65

Philippinen

84

103,3

Der Report „Defenders of the Earth“ der NGO Global Witness zeigt, dass 
2016 jede Woche vier Menschen umgebracht wurden, die ihr Land und 
die Natur gegen die Ausplünderung durch Bergbau, Holzfällerei oder 
Agrobusiness verteidigten.

Das gefährliche Leben von 
Landrechtsverteidigern
Der Einsatz gegen Unternehmen, die sich Land aneignen 
und die Umwelt verschmutzen, war nie gefährlicher.

Die politische Lage

Honduras mit seinen acht Millionen Einwoh-
nern ist eines der gefährlichsten Länder welt-
weit. Rund 60 von 100.000 Einwohnern er-
liegen jedes Jahr einem Tötungsdelikt. Die 
überwiegende Zahl dieser Fälle wird niemals 
aufgeklärt. Zum Vergleich: In Deutschland liegt 
die Mordrate bei 0,8 pro 100.000 Einwohnern. 
Bei einem Wert von über 10 spricht die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) von einer „Ge-
waltepidemie“. 
Honduras ist geprägt von extremer sozialer Un-
gleichheit, mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
lebt unterhalb der Armutsgrenze. In ländlichen 
Gegenden haben sechs von zehn Familien 
weniger als 2,50 Dollar am Tag zum Leben. 
Aufgrund der vorherrschenden Straflosigkeit, 
schwachen staatlichen Institutionen sowie der 
extremen Armut und der zentralen Lage in Mit-
telamerika florieren Geschäfte wie der Drogen-, 
Waffen- und Menschenhandel, die mit einem 
hohen Einsatz von Gewalt verbunden sind. Seit 
dem Putsch von 2009 ist die Gewalt aber auch 
zunehmend politisch und richtet sich gegen 
Verteidiger und Verteidigerinnen von Land- und 
Frauenrechten und Rechten der LSBTIQ-Perso-
nen. Ex-Präsident Manuel Zelaya wurde 2009 
vom Militär gestürzt, nachdem ein Konflikt über 
eine von ihm angestrebte Volksbefragung zur 
Einberufung einer verfassungsgebenden Ver-
sammlung entbrannt war. Die rechtsgerichtete 
Regierung der Partido Nacional de Honduras 
(Nationale Partei) des heute amtierenden Prä-
sidenten Juan Orlando Hernández schlug ei-
nen neoliberalen Kurs ein: Ausländische Priva-
tinvestitionen im Bergbau- und Energiesektor 
wurden zum Eckpfeiler der wirtschaftlichen 
Entwicklung von Honduras erklärt. 2011 rich-
tete die Regierung ein Forum unter dem Titel 
„Honduras is Open for Business“ aus, bei dem 
55 Staaten vertreten waren. Um Unternehmen 
anzuziehen, werden ihnen besonders günstige  
Konditionen geboten – zulasten der Menschen, 

die in den Regionen der Investitionsprojekte 
leben. Seit 2009 hat die Regierung rund 1.000 
Konzessionen für Vorhaben im Energie- und 
Rohstoffbereich an ausländische Investoren 
vergeben. Ein Großteil der Konzessionen be-
trifft Siedlungsgebiete indigener Gemeinschaf-
ten, die rund 23 Prozent der honduranischen 
Bevölkerung ausmachen. Obwohl Honduras die 
Konvention 169 der Internationalen Arbeitsor-
ganisation ILO (International Labour Organiz-
ation) ratifiziert hat, die vorsieht, dass indigene 
Gemeinschaften vor der Vergabe von Konzes-
sionen angehört werden müssen, vergibt die 
Hernández-Regierung die Konzessionen meis-
tens einfach per Dekret. Protestieren die be-
troffenen indigenen Gemeinschaften gegen den 
Ausverkauf ihrer Territorien, müssen sie mit 
Gewalt von Sicherheitskräften rechnen. 
Menschen, die das extraktivistische Wirtschafts-
modell – also den Abbau von Kohle, Zink und an-
deren Bodenschätzen – im Land infrage stellen, 
werden diffamiert, bedroht, kriminalisiert oder 
ermordet. Honduras hat im weltweiten Vergleich 
die höchste Tötungsrate von Land- und Umwelt-
aktivisten und -aktivistinnen. Mehrfach hat die 
Interamerikanische Menschenrechtskommissi-
on – Comisión Interamericana de Derechos Hu-
manos (CIDH) – die Regierung vergeblich dazu 
aufgefordert, dem Morden ein Ende zu bereiten. 

Gesetz zum Schutz von  
Menschenrechtsverteidigern

Auf internationalen Druck hin erließ das Par-
lament 2015 schließlich ein Gesetz zum Schutz 
von Menschenrechtsverteidigern, Journalisten 
und Justizbediensteten. Das Gesetz sieht ei-
nen Schutzmechanismus vor, der gefährdeten 
Personen aus diesen Gruppen ein Anrecht auf 
individuell zugeschnittene Maßnahmen wie 
Überwachungskameras, schutzsichere Westen, 
gepanzerte Fahrzeuge oder Panik-Buttons gibt. 
Der Ansatz ist vielversprechend, es fehlt aber der 
politische Wille zur Umsetzung: Weil die Regie-
rung zu wenig Geld zur Verfügung stellt, man-
gelt es dem Schutzprogramm an ausgebildetem 
Personal und Ausstattung. Anfragen werden 
teilweise gar nicht oder erst nach langer Zeit 
und dann auch nur unzureichend beantwortet. 
Verteidiger und Verteidigerinnen von Landrech-
ten in Honduras bezahlen ihren Einsatz des-
halb noch immer regelmäßig mit dem Leben. 

Zivilgesellschaft aktuell

Am Morgen des 3. März 2016 wurde Berta  
Cáceres in ihrem Haus überfallen und erschos-
sen, obwohl sie nach einer Anordnung der 
CIDH in das staatliche Schutzprogramm aufge-
nommen worden war. Als Direktorin der Orga-
nisation Consejo Cívico de Organizaciones Po-
pulares e Indígenas de Honduras (CONPINH) 
hatte Cáceres sich über Jahre hinweg gegen den 
Bau des Agua Zarca-Staudamms eingesetzt. Der 
Staudamm bedroht eine heilige Wasserquelle 
ihrer indigenen Gemeinschaft. Es war nicht der 
erste Angriff auf ihr Leben: Berta Cáceres hatte 
der Polizei immer wieder Todesdrohungen und 
gewalttätige Übergriffe gemeldet. Doch in kei-
nem der Fälle wurde ernsthaft ermittelt. Auch 

Honduras:
Gefährlichstes 
Land der Welt 
für Landrechts- 

und Umwelt- 
aktivisten
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nach ihrem Tod wurden die Ermittlungen erst 
auf öffentlichen Druck hin aufgenommen. Ob-
wohl der Polizei bekannt war, dass Cáceres ver-
folgt wurde, ging sie zunächst von einem nor-
malen Raubüberfall aus und verdächtigte dann 
deren Lebenspartner. Während der Ermittlun-
gen gingen die Akten zweimal aus ungeklärten 
Umständen verloren. Schließlich wurden sie-
ben Männer angeklagt, den Mord an Cáceres 
begangen zu haben. Vier von ihnen werden Ver-
bindungen zum Militär nachgesagt. 
Dass überhaupt Anklage erhoben wurde, hängt 
wohl mit der internationalen Prominenz von 
Cáceres zusammen, die sie ihrem herausragen-
den Einsatz verdankte. 
Die Aufklärung von weniger prominenten Fäl-
len scheitert meist an der in Honduras vorherr-
schenden Straflosigkeit. Anklage wird nur in 
weniger als zehn Prozent der Tötungsdelikte er-
hoben. Und nur ein Prozent der Verfahren enden 
mit einer Verurteilung. Statt Aufklärung haben 
Aktivisten und Aktivistinnen von der Justiz in 
Honduras Kriminalisierung zu erwarten.
Eine bis in höchste Regierungskreise reichende 
Strategie ist es, zivilgesellschaftliche Proteste in 
den Medien als Straftaten darzustellen. Aktivis-
ten und Aktivistinnen wird vorgeworfen, Lügen 
zu verbreiten. Sie werden beschuldigt, ihr Geld 
von kriminellen Banden zu erhalten und zu Wi-
derstand gegen die Staatsgewalt aufzurufen. 
Ihre juristische Verfolgung wird durch Straftat-
bestände wie die „Anstiftung zum Terrorismus“ 
erleichtert. Demnach macht sich strafbar, wer 
die Bevölkerung mit irgendeiner Art von Akti-
on in Angst versetzt. Mit dieser Generalklau-
sel lässt sich nahezu jegliche Form von Protest 
kriminalisieren. Für den Zeitraum von 2002 
bis 2012 sind in Honduras mehr als 684 Fälle 
von Menschenrechtsverteidigern und -verteidi-
gerinnen dokumentiert, die wegen ihrer Arbeit 
strafrechtlich verfolgt wurden. 

Auch die Organisation CONPINH, deren Direk-
torin Berta Cáceres war, ist davon immer wie-
der betroffen. Am 13. Januar 2017 wurden fünf 
Mitarbeitende verhaftet, nachdem ein Gericht 
sie schuldig gesprochen hatte, sich widerrecht-
lich Land angeeignet zu haben. CONPINH 
machte darauf aufmerksam, dass die fünf einer 
indigenen Gemeinschaft angehören, die das 
fragliche Stück Land seit 50 Jahren nutzt, dafür 
Steuern zahlt und gerade dabei war, ihr Eigen-
tum vom nationalen Agrarinstitut erfassen zu 
lassen. Für die betroffenen Menschenrechtsver-
teidiger und -verteidigerinnen sind solche Ver-
fahren mit enormen Belastungen verbunden, 
die häufig das Aus für ihre Arbeit bedeuten. Sie 
müssen sich in einem Justizsystem behaupten, 
das ihnen gegenüber feindlich eingestellt ist 
und haben damit in der Regel weder Erfahrung 
noch das nötige Geld, um sich einen Rechtsbei-
stand zu nehmen. Die Brot für die Welt-Partner- 
organisation Centro de Investigación y Promo-
ción de los Derechos Humanos (CIPRODEH) 
kümmert sich deshalb um die rechtliche Beglei-
tung und Unterstützung der Betroffenen und 
kämpft so gegen die Kriminalisierung von Ak-
tivisten und Aktivistinnen.

Honduras:  
Über 

95 

Prozent 
der Verbrechen 

gegen  
Aktivisten

bleiben  
ungeahndet

Bauernprotest gegen Vertreibung aus der Bajo Aguan-Region 
sowie gegen Klimawandel vor dem Nationalkongress von  
Honduras in Tegucigalpa am 2. Dezember 2010 

Bauernprotest gegen Vertreibung aus der Bajo Aguan-Region 
sowie gegen Klimawandel vor dem Nationalkongress von  
Honduras in Tegucigalpa am 2. Dezember 2010 

Bauernprotest gegen Vertreibung aus der Bajo Aguan-Region 
sowie gegen Klimawandel vor dem Nationalkongress von  
Honduras in Tegucigalpa am 2. Dezember 2010
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Philippinen

Indonesien

Malaysia

Projektgebiet landesweit, vor allem im Nordwesten und -osten

Läuft seit 2013

Partner Centro de Investigación y Promoción de los Derechos  
Humanos (CIPRODEH)

Schwerpunkte / Ziele In Honduras werden Menschenrechtsver-
teidiger wegen ihrer Arbeit immer wieder öffentlich diffamiert, 
körperlich angegriffen und strafrechtlich verfolgt. Unsere Partne-
rorganisation CIPRODEH leistet Rechtsbeistand in Fällen von Kri-
minalisierung und Strafverfolgung. Sie unterstützt aber auch das 
Stellen von Anzeigen bei Verleumdungen oder Gewalttaten und tritt 
so der grassierenden Straflosigkeit entgegen. In dem Projekt geht es 
darum, die juristische Aufarbeitung von Gewalt gegen Menschen-
rechtsverteidiger durch Anwendung von nationalen und internatio-
nalen Rechtsmitteln zu fördern.

Was sind derzeit die größten Hürden für Menschen-
rechtsverteidiger in Honduras?
Jennifer Matamoros Pineda – Die Regierung interessiert 
sich nicht für Menschenrechte. Sie hat den Kontakt zur 
Zivilgesellschaft eingestellt. Es gibt keinerlei Dialog 
oder Partizipation. Dadurch ist es uns nicht möglich, 
Einfluss auf die Politik zu nehmen. Statt auf die Anliegen 
zivilgesellschaftlicher Akteure einzugehen, werden sie als 
Last empfunden und als soziale Unruhestifter abgetan. 
Dies erfolgt auch durch öffentliche Bloßstellung und 
Diffamierung in den Medien, die in der Regel hinter der 
Regierung stehen. Hiergegen kann man sich kaum wehren, 
weil das Justizsystem nicht funktioniert. Zusammen mit 
der Straflosigkeit bei Attacken gegen Menschenrechtsver-
teidiger entsteht so ein sehr feindliches Umfeld. In diesem 
Umfeld bringt es auch nichts, dass die Regierung, um auf 
internationalem Druck zu reagieren, den Schutzmechanis-
mus für Menschenrechtsverteidiger geschaffen hat. Dieser 
wird nicht funktionieren, solange die Regierung es nicht 
ernst meint und öffentlich die Legitimität der Verteidigung 
von Menschenrechten anerkennt.

Wie gehen Sie mit dieser Situation um?
Wilfredo Méndez – Wir bedienen uns internationaler 
Mechanismen. Statt auf nationaler Ebene zu klagen, wo 
es wenig erfolgversprechend ist, bringen wir Fälle vor 
die Interamerikanische Menschenrechtskommission 
CIDH und berufen uns auf internationales Recht, wie 
beispielsweise die ILO-Konvention 169. Diese legt fest, 
dass indigene Gemeinschaften konsultiert werden müssen, 
wenn auf ihrem Land ein Investitionsprojekt umgesetzt 
werden soll. So kann auch internationale Aufmerksamkeit 
für diese Fälle geschaffen werden. 

Welche Unterstützung kann die internationale Gemein-
schaft leisten?
Jennifer Matamoros Pineda – Wir haben immer wieder 
die Erfahrung gemacht, dass es ausländische Botschafter 
gab, mit denen wir sehr gut zusammengearbeitet haben 

und die sehr offen für unsere Anliegen waren. Leider ist  
das nicht bei allen so. Es wäre wichtig, Botschaftsange-
hörige entsprechend zu schulen und ein Bewusstsein für 
die Menschenrechtssituation in Honduras zu schaffen. 
Außerdem müssen andere Staaten und die EU in ihren 
auswärtigen Beziehungen, zum Beispiel im Rahmen von 
Delegationen, stärker Stellung beziehen zur Situation 
von Menschenrechtsverteidigern in unserem Land. 
Verbesserungen auf diesem Gebiet sollten für bestimmte 
Formen von Entwicklungshilfe zur Bedingung gemacht 
werden. Schließlich müssen Staaten ihre Unternehmen 
bei Aktivitäten im Ausland stärker kontrollieren und dafür 
Sorge tragen, dass sie nicht an Vorhaben im Energie- und 
Rohstoffbereich beteiligt sind, die Rechte von Indigenen 
verletzen. Außerdem dürfen sie Protest gegen solche 
Projekte nicht durch öffentliche Stellungnahmen diskredi-
tieren und die Protestierenden dadurch in die Gefahr der 
Verfolgung bringen. 

Interview 
mit Wilfredo Méndez und Jennifer Matamoros Pineda 
von CIPRODEH über die Situation in Honduras, ihre Arbeit und 
welchen Beitrag die internationale Gemeinschaft leisten kann.

„Die Regierung 
interessiert sich nicht 
für Menschenrechte“

Seit Beginn der Anti-Drogen-Kampagne des im 
Juni 2016 gewählten Präsidenten Rodrigo Duterte 
haben Sicherheitskräfte 7.000 Menschen umge-
bracht. Aktivisten, die auf die dramatische Ver-
schlechterung der Menschenrechtssituation seit 
seiner Amtsübernahme aufmerksam machen, 
werden öffentlich bloßgestellt und verfolgt.

Mörderische Anti- 
Drogen-Kampagne

Philippinen

Kurz und knapp CIVICUS Einstufung: beschränkt

|  Protest gegen außergerichtliche Hinrichtungen in Metro-Manila 2017
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Die politische Lage

Jedes Jahr am 25. Februar feiern Menschen 
in den Philippinen den Jahrestag der Peoples 
Power- oder EDSA-Revolution – benannt nach 
Manilas Epifanio de los Santos Avenue, in der 
die friedlichen Demonstrationen stattfanden, 
die 1986 zum Sturz des Regimes von Ferdinand 
E. Marcos beitrugen. Marcos hatte im Septem-
ber 1972 landesweit das Kriegsrecht verhängt, 
unter anderem um seine exportorientierte Ent-
wicklungsstrategie gegen mögliche Störungen 
durch Protest oder Streik abzusichern. Das 
Kriegsrecht bescherte ihm eine beträchtliche 
Machtfülle, die er dazu nutzte, politische Wi-
dersacher auszuschalten. Mit der „Freedom 
Constitution“ genannten Verfassung von 1987 
wurde die Verhängung von Kriegsrecht an 
strenge Voraussetzungen geknüpft und die  
Todesstrafe abgeschafft.

In den Jahren nach der Revolution kämpfte die 
philippinische Zivilgesellschaft für eine Demo-
kratisierung des Landes und die Rechte von 
armen und marginalisierten Bevölkerungs-
gruppen. Auf partizipative Weise wurden fort-
schrittliche Gesetze, etwa zur Landreform oder 
zur Anerkennung von indigenen Rechten, er-
arbeitet. Nun hat der amtierende Präsident 
Rodrigo Duterte, der die Zeit unter Marcos als 
„Golden Age“ der Philippinen bezeichnet und 
dessen Leichnam auf Manilas Heldenfriedhof 
umbetten ließ, wieder Kriegsrecht verhängt. 
Anlass war der Überfall einer lokalen Gruppie-
rung des sogenannten Islamischen Staats auf 
die Südinsel Mindanao im Mai 2017. Wegen der 
anhaltenden Auseinandersetzungen zwischen 
den islamistischen Rebellen und Regierungs-
truppen, bei denen mehr als 500 Menschen ge-
tötet und 500.000 vertrieben wurden, billigte 
das philippinische Parlament kurze Zeit später 

die von Duterte geforderte Fortgeltung des 
Kriegsrechts in Mindanao bis Ende 2017. Der 
verfassungsmäßig vorgesehene Zeitraum von 
60 Tagen wurde damit weit überschritten.
Außerdem drohte Duterte eine Ausdehnung auf 
das gesamte Gebiet der Philippinen an. Unter 
Geltung von Kriegsrecht hat das philippinische 
Militär weitreichende Befugnisse, Menschen 
ohne richterlichen Beschluss festzunehmen, 
Räumlichkeiten zu durchsuchen und Aus-
gangssperren zu verhängen. Kritiker warnen, 
dass Duterte die Befugnisse zur Verfolgung von 
politischen Gegnern und Gegnerinnen einsetzt 
und Zustände schafft, die dem Marcos-Regi-
me ähneln. Darauf deutet auch seine brutale 
Anti-Drogen-Kampagne „Oplan Double Bar-
rel“ hin, die er kurz nach seiner Amtsübernah-
me am 1. Juli 2016 startete. Nach Angaben loka-
ler NGOs haben Sicherheitskräfte seitdem rund 
7.000 Menschen wegen angeblicher Verbindun-
gen zum Drogenhandel getötet. Teilweise wur-
de das befördert durch finanzielle Prämien für 
die Ermordung von mutmaßlichen Drogendea-
lern. Selbst während der 14-jährigen Amtszeit 
von Marcos gab es mit 3.240 dokumentierten 
politischen Morden und 390 verschwundenen 
Menschen weniger Todesfälle als 2016 unter 
Duterte. 

Kill Bills – Dutertes Strafrechts-
reformen

„Kill Bills“ nennen zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen die Strafrechtsreformen, mit denen 
Duterte seinen Feldzug gegen die Drogen abzu-
sichern sucht. Duterte strebt die Wiedereinfüh-
rung der Todesstrafe an. Gleichzeitig will er die 
Strafmündigkeit absenken. Vom Unterhaus des 
philippinischen Parlaments wurde der Gesetz-
entwurf bereits gebilligt. Nun muss nur noch 
der Senat zustimmen. Geschieht dies, könnten 
in den Philippinen künftig selbst Neunjährige 
für den Import, die Herstellung oder den Han-
del mit Drogen mit dem Tode bestraft werden. 
Außerdem sucht die Regierung nach Möglich-
keiten, wie sie Kritik in sozialen Medien verhin-
dern kann. Im Juni 2017 legte sie einen Gesetz-
entwurf gegen „Fake News“ vor, der Haftstrafen 

von bis zu fünf Jahren für Personen vorsieht, 
die gezielt „falsche“ Informationen veröffent-
licht haben. Auch demokratische Institutionen 
werden systematisch geschwächt. Im September 
2017 verkündete der Haushaltsausschuss des 
philippinischen Parlaments, das jährliche Bud-
get der Menschenrechtskommission auf 16,40 
Euro kürzen zu wollen – ein Angriff, der durch 
nationalen und internationalen Druck, unter 
anderem der EU, gerade noch verhindert wer-
den konnte. 

Zivilgesellschaft aktuell

„Ihr seid die Nächsten“ – mit dieser Drohung 
versucht Duterte, Verteidiger und Verteidige-
rinnen von Menschenrechten einzuschüchtern, 
die öffentlich gegen die hohe Zahl außergericht-
licher Hinrichtungen im Krieg gegen die Dro-
gen protestieren. Nach seiner Darstellung tra-
gen sie Mitschuld am Drogenproblem, weil sie 
durch ihre Kritik dessen effektive Bekämpfung 
verhindern. Konsequenterweise hat er nun die 
philippinische Nationalpolizei instruiert, Mit-
glieder von Menschenrechtsorganisationen zu 
erschießen, wenn sie die Justiz im Zusammen-
hang mit der Anti-Drogen-Kampagne behin-
dern. 
Im Februar 2017 wurde eine seiner bekanntes-
ten Kritikerinnen, Senatorin Leila de Lima, 
festgenommen und in das Hauptquartier der 
Nationalpolizei gebracht. Der Vorwurf: Sie soll 
während ihrer Zeit als Justizministerin einen 
Drogenhandelsring mit Gefängnisinsassen auf-
gezogen haben. Ihre fortgesetzte Inhaftierung 
unter solch fadenscheinigen Anschuldigun-
gen zeigt, wie die Anti-Drogen-Kampagne ge-
nutzt werden kann, um politische Gegner zum 
Schweigen zu bringen. De Lima lässt sich aber 
nicht ruhig stellen und setzt ihren Protest hin-
ter Gittern fort. 

Philippinen:  
Land mit den  

meisten  
Tötungen  

von Menschen
rechtsvertei 

digern in  
Asien
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Auch Teile der äußerst dynamischen philippini-
schen Zivilgesellschaft haben sich gegen die Po-
litik von Duterte formiert: Code NGO etwa, eine 
Plattform von über 1.600 zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, veröffentlichte eine Stellung-
nahme gegen die geplante Wiedereinführung 
der Todesstrafe. Als Antwort auf den dramati-
schen Anstieg außergerichtlicher Hinrichtun-
gen gründeten 30 Menschenrechtsgruppen das 
In Defense of Human Rights and Dignity Mo-
vement (iDefend), um Fälle außergerichtlicher 
Hinrichtungen zu dokumentieren und die be-
troffenen Familien zu unterstützen. Ein philip-
pinischer Anwalt hat vor dem Internationalen 
Strafgerichtshof Beschwerde gegen Duterte ein-
gereicht.

Spaltung der Zivilgesellschaft

Die Kritik wird jedoch nicht von allen Teilen der 
Zivilgesellschaft geteilt: Trotz massiver Men-
schenrechtsverletzungen erfreut sich Duterte 
noch immer großer Beliebtheit. Laut Umfragen 
von Social Weather Stations, einem privaten 
Meinungsforschungsinstitut in Manila, sind 78 
Prozent der philippinischen Bevölkerung zu-
frieden mit ihm – besonders auf Mindanao, wo 
er kürzlich das Kriegsrecht verhängt hat. Ob-
wohl Duterte schon während seiner Zeit als 
Bürgermeister von Davao, der Hauptstadt von 
Mindanao, als Hardliner aufgefallen war und 
im Wahlkampf deutlich gemacht hatte, dass er 
von rechtstaatlichen Prinzipien und Menschen-
rechten nichts hält, wartete die internationale 
Gemeinschaft vergeblich auf breites zivilgesell-
schaftliches Engagement gegen seine Wahl. 
Auch als die Erosion demokratischer Insti-
tutionen nach der Amtsübernahme offenbar 
wurde, positionierten sich viele NGOs nicht 

entschlossen dagegen. Wie lässt sich das erklä-
ren? Ein Grund dürfte sein, dass Duterte sich 
geschickt als Vertreter des armen, einfachen 
Volkes – jenseits des Establishments – präsen-
tierte und Fortschritte bei der Armutsreduzie-
rung, der Umsetzung der Landreform und dem 
Schutz natürlicher Ressourcen versprach – An-
liegen, für die zivilgesellschaftliche Organisati-
onen seit Langem kämpfen. 

Soziale Medien genutzt für  
Desinformation

Einen weiteren Erklärungsansatz liefert Nymia 
Pimentel von der Partnerorganisation Philip-
pine Human Rights Information Center (Phil-
Rights), die im Bereich Menschenrechtsbildung 
aktiv ist: „Die Nachrichtenaufnahme der meis-
ten Philippiner ist sehr einschränkt. Sie erfolgt 
im Wesentlichen über soziale Medien wie Face-
book, wo oft nur die reißerischen Überschriften 
gelesen werden. Das macht sie anfällig für ge-
zielte Desinformationskampagnen der Regie-
rung.“ 
Eine Fehlinformation, die sich hartnäckig hal-
te, sei die Behauptung, dass Drogenabhängige 
schuld sind am Anstieg der Kriminalitätsrate. 
Um die Bürger in diesem Irrglauben zu belas-
sen, seien Polizisten dazu übergegangen, Ver-
dächtige in ihren Einsatzberichten als Drogen-
abhängige zu deklarieren, auch wenn es dafür 
keinerlei Belege gibt. „So entsteht ein Bedro-
hungsszenario, zu dessen Abwehr das von Du-
terte propagierte Gewaltregiment gerade recht 
kommt“, sagt Nymia Pimentel. 
Eine kürzlich erschienene Broschüre des präsi-
dialen Kommunikationsstabs, der Public Rela-
tions-Abteilung von Dutertes Regierung, nennt 
sich treffenderweise: „Winning First Phase of 
the Drug War“. Organisationen, die sich wie 
PhilRights offen gegen diese Politik ausspre-
chen und die damit verbundenen Menschen-
rechtsverletzungen anprangern, geraten zuneh-
mend unter Druck – gerade weil viele andere 
schweigen und sich dadurch entsolidarisieren. 
Diese Spaltungstendenzen innerhalb der Zivil-
gesellschaft verstärkt Duterte, indem er die Be-
völkerung als Teil seines Drogenbekämpfungs-
plans aufruft, sich gegenseitig auszuspionieren 
und anzuschwärzen.

Philippinen:   
Laut Umfragen 

sind

78
Prozent der 

Bevölkerung
zufrieden mit  

Duterte
trotz massiver 

Menschenrechts-
verletzungen

Anwohner und Demonstranten bei der Mahnwache für den 
erschossenen Kian Loyd delos Santos am 25.8.2017 in Caloocan, 
Metro-Manila, Philippinen. Der 17-Jährige wurde Opfer von 
Präsident Rodrigo Dutertes Drogenkrieg
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Aserbaidschan

Türkei

Armenien

Georgien

Russland

Iran

Projektgebiet landesweit, vor allem in der Gegend um Manila

Laufzeit 2017 – 2020

Partner Philippine Human Rights Information Center (PhilRights)

Schwerpunkte / Ziele In dem gemeinsam mit iDefend durchgeführ-
ten Projekt geht es darum, den Menschenrechtsschutz der Betrof-
fenen von Dutertes Anti-Drogen-Kampagne zu fördern. Dazu sind 
umfangreiche Bildungsmodule vorgesehen, die der Aufklärung über 
bestehende menschenrechtliche Schutzgarantien und deren aktiver 
Wahrnehmung dienen. Außerdem soll gewährleistet werden, dass 
kein Fall einer außergerichtlichen Hinrichtung in Vergessenheit 
gerät, wofür beispielsweise eine App zur unkomplizierten Meldung 
von außergerichtlichen Hinrichtungen entwickelt wurde.

Welche Auswirkungen hat die Amtsübernahme Dutertes 
für Menschenrechtsverteidiger?
Nymia Pimentel – Sie sind besonders betroffen. Dutertes 

„War on drugs“ nennen wir in der Menschenrechtscommuni-
ty „War against the poor“, er trifft vor allem sozial benachtei-
ligte Menschen. Seitdem kritisieren wir den rasanten Anstieg 
außergerichtlicher Hinrichtungen. Dafür werden wir in den 
traditionellen und sozialen Medien bedroht, bloßgestellt 
und attackiert. Diese öffentlichen Angriffe kommen auch 
vom Präsidenten selber und seinen Gefolgsleuten im 
Kongress, die uns als Unterstützer von Drogensüchtigen und 
Kriminellen bezeichnen. Posten wir als Organisation etwas 
auf Facebook, folgen sofort Hasskommentare. Darunter sind 
Aufrufe, uns zu töten, zu vergewaltigen oder zu verletzen, 
weil wir die sogenannten Kriminellen in Schutz nehmen. 
Viele der Kommentare stammen von „Online Trolls“, wir 
nennen sie „Dutertes Cyber Warriors“. Die Regierung 
bezahlt sie, damit sie unsere Arbeit diskreditieren. Einige 
Kollegen wurden wegen ihrer Kritik auf eine „Watch List“ 
gesetzt. Sie und ihre Aktivitäten werden jetzt permanent 
beobachtet und überwacht. 

Wie gehen Sie mit dieser Situation um?
Nymia Pimentel – Uns wurde klar, dass wir bei Menschen-
rechtserziehung und -bildung viel nachholen müssen. Weite 
Teile der philippinischen Gesellschaft unterstützen Dutertes 
Politik, Drogenabhängige und -händler seien Rechtlose ohne 
Menschenwürde, die es verdient hätten, getötet zu werden. 
Umso wichtiger ist es, dass wir Bürgern den universellen 
Geltungsanspruch von Menschenrechten nahebringen. Sie 
sollen verstehen, dass das unveräußerliche Rechte sind, die 
alle Individuen besitzen – unabhängig von Herkunft, Beruf 
oder ob sie sich etwas haben zuschulden kommen lassen. 
Wir nutzen soziale Medien und reagieren dort gezielt auf 
öffentliche Diffamierungen von Menschenrechtsverteidigern 
und menschenverachtende Postings. 
Fortbildung in digitaler Sicherheit ist ein weiterer wichtiger 
Teil unserer Arbeit. Es gab bereits Fälle, in denen Handys 
abgehört, Post geöffnet und E-Mails mitgelesen wurden. 
Außerdem bieten wir psychosoziale Unterstützung für 
Hinterbliebene an, die mit dem Stigma kämpfen, dass 

einer ihrer Angehörigen wegen seiner Verstrickungen in 
den Drogenhandel getötet wurde. Denn sie haben Angst, 
außergerichtliche Hinrichtungen zu melden. 

Was tun Sie, damit solche Fälle öffentlich bekannt 
werden?
Nymia Pimentel – Wir haben dafür eine App entwickelt. 
Betroffene Familien und aufmerksame Bürger können 
darüber schnell und unkompliziert PhilRights oder andere 
Menschenrechtsnetzwerke benachrichtigen, auch aus entle-
genen Gegenden. Wir bieten Schulungen zur Anwendung der 
App an und unterstützen bei der Erstattung von Anzeigen. 
Außerdem kümmern wir uns darum, dass die Fälle publik 
werden. Dazu fördern wir die Etablierung von „Human 
rights committees“ beziehungsweise Untergruppierungen 
des iDefend-Netzwerks in Gegenden, die besonders vom 
Kampf gegen Drogen betroffen sind. 
Wir gehen auch an Universitäten und diskutieren mit 
Studierenden. Damit fördern wir eine menschenrechtliche 
Debattenkultur. Uns ist wichtig, dass wir internationale 
Aufmerksamkeit für die Situation in den Philippinen 
bekommen. Menschenrechtsverletzungen unter Duterte 
wurden in verschiedenen Stellungnahmen von anderen 
Staaten, Sonderberichterstattern der Vereinten Nationen 
und internationalen NGOs angeprangert, das ist unser 
Verdienst. 

In Aserbaidschan dürfte es bald keine unabhän-
gige zivilgesellschaftliche Arbeit mehr geben.  
Die Regierung hat NGOs von der Förderung aus 
dem Ausland quasi abgeschnitten und verfolgt 
Kritiker systematisch. Unter diesen Umständen 
sind viele zum Gang ins Exil gezwungen. Ver-
bleibende unabhängige Organisationen kämpfen 
um ihr Überleben. 

Zivilgesellschaft im Exil
Aserbaidschan

Interview 
mit Nymia Pimentel von PhilRights über die Lage von Menschen-
rechtsverteidigern, Aufklärung der Bevölkerung und die Rolle der  
Medien.

CIVICUS Einstufung: unterdrückt

Kurz und knapp

„Wir sollen getötet,  
vergewaltigt oder verletzt 
werden“

|  Protest in Baku gegen mutmaßliche Wahlverstöße bei der Präsidentschaftswahl 2013
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Die politische Lage

„Kaviar Diplomatie“ – so wird die Strategie des 
Regimes von Präsident Ilcham Alijew genannt, 
Aserbaidschans internationales Ansehen durch 
gezielte Gefälligkeiten aufzupolieren. Das des-
potisch regierte Aserbaidschan wird als fort-
schrittlicher Staat präsentiert, der großen Wert 
auf Kultur und Gemeinwohl legt. Dafür fördert 
die Heydar Alijew-Stiftung in Europa und den 
USA großzügig kulturelle Projekte. 
Die Restaurationsarbeiten am gotischen Kreuz-
kuppelgewölbe des Straßburger Münsters wur-
den von der Stiftung finanziert, genauso wie 
Arbeiten am Louvre und im Vatikan. Das Geld 
dafür stammt aus den Öleinnahmen Aserbai-
dschans. In den letzten 10 Jahren flossen dem 
staatlichen Öl-Fond rund 105 Milliarden Dol-
lar zu. Für die nachhaltige Entwicklung des 
Landes wurden sie nicht verwendet. So ist bei-
spielsweise der Bildungsbereich, trotz diver-
ser Versprechen, noch immer chronisch unter-
finanziert. 
In den Genuss einer Förderung durch die aser-
baidschanische Regierung kommen aber nicht 
nur europäische Kulturdenkmäler, sondern 
auch Politiker und Politikerinnen: Wie das in-
ternationale Recherchenetzwerk Organized 
Crime and Corruption Reporting Project (OC-
CRP) aufdeckte, wurden zahlreiche Abgeord-
nete der parlamentarischen Versammlung des 
Europarats (PACE), die von den nationalen Par-
lamenten der Europaratsmitglieder entsandt 
werden, bestochen. Unter den genannten Per-
sonen sind auch die deutschen Parlamentarier 
Karin Strenz und Eduard Lintner. Die Abgeord-
neten wurden zu Luxusreisen eingeladen, er-
hielten Geld, Autos und teuren Schmuck – oder 
eben Kaviar. Nur Stunden nach der Veröffent-
lichung des Berichts darüber war die Webseite 
von OCCRP in Aserbaidschan geblockt. Vor 
dem Hintergrund der geflossenen Gelder ist 
es wenig überraschend, dass sich PACE, deren 
Aufgabe die Förderung der pluralistischen De-
mokratie und der Menschenrechte in Europa 
ist, bisher recht bedeckt hielt, was diesbezügli-
che Missstände in Aserbaidschan anbelangt.

Repressionen gegen NGOs

Trotz offensichtlicher Ungereimtheiten bezeich-
neten Abgeordnete die Wahl 2013 als „frei, fair 
und transparent“. Eduard Lintner verkündete, 
sie hätte „deutschen Standards“ entsprochen. 
Im Jahr nach der Wahl, ausgerechnet als Aser-
baidschan den Vorsitz des Europarats inne-
hatte, gab es eine beispiellose Repressionswelle 
gegen die lokale NGO-Szene. Die für Kapitalde-
likte zuständige Abteilung der Generalstaats-
anwaltschaft von Aserbaidschan nahm den 
sogenannten NGO-Case No. 142006023 auf. 
Hunderte NGOs, die in den Bereichen De-
mokratie, Menschenrechte, Wahlbeobachtung, 
Rechtsberatung und Medienfreiheit aktiv sind, 
wurden zur Vernehmung vorgeladen, um die 
Mitarbeitenden einzuschüchtern. Führende 
Aktivisten und Aktivistinnen, die es nicht recht-
zeitig schafften, ins Ausland zu fliehen oder ihre 
Heimat nicht verlassen wollten, wurden unter 
fadenscheinigen Anschuldigungen festgenom-
men. Viele von ihnen wurden zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt. Doch eine PACE-Reso-
lution zur Freilassung politischer Gefangener 
in Aserbaidschan kam nicht zustande, weil die 
Mehrzahl der Parlamentarier dagegen stimm-
te. Die einzige deutsche Gegenstimme kam von 
Karin Strenz. 
Zwar lies das Regime 2016 in einem symboli-
schen Akt einzelne der prominenteren Gefan-
genen frei, viele blieben jedoch in Haft. Außer-
dem wurde der NGO-Case nicht geschlossen, 
die Strafen der Freigelassenen nur ausgesetzt, 
und einige von ihnen werden an der Ausreise 
gehindert. 

Drohender Ausschluss aus dem 
Europarat

Weil sich Aserbaidschan konsequent weigert, 
Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte, etwa zur Freilassung politischer 
Gefangener, umzusetzen, wurde im Oktober 
2017 ein Verfahren zum Ausschluss des Landes 
aus dem Europarat eingeleitet. Das Verfahren 
wird zum ersten Mal in der Geschichte des Eu-

Aserbaidschan:

160
politische  

Gefangene

roparats angewendet. Lokale NGOs hoffen dar-
auf, dass Aserbaidschan im Europarat verbleibt, 
um auf der Ebene weiterhin Druck gegen die 
Regierung ausüben zu können. Das Verfahren 
sollte aber genutzt werden, um Aserbaidschan 
an seine menschenrechtlichen Pflichten zu er-
innern, die es durch Zeichnung der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention eingegangen 
ist, und zu verlangen, dass die systematische 
Verletzung der darin garantierten bürgerlichen 
Freiheiten ein Ende hat. Denn in einem sind 
sich viele Aktivisten und Aktivistinnen aus 
Aserbaidschan einig: „Schuld an der Situation 
ist auch, dass der Verschlechterung der Men-
schenrechtslage von europäischer Seite jahre-
lang tatenlos zugesehen wurde“, sagt der aser-
baidschanische Journalist Anar Orujov, der 
mithilfe des Stipendienprogramms von Brot 
für die Welt nach Deutschland kam. Hinter-
grund seien ökonomische Interessen. „Europä-
ische Staaten importieren im großen Stil Erdöl 
und –gas aus Aserbaidschan. Indem sie sich in 

wirtschaftliche Abhängigkeit zu Aserbaidschan 
begeben, beschneiden sie sich der Möglichkeit, 
politischen Druck ausüben zu können.“ 
Im Oktober 2018 finden in Aserbaidschan Wah-
len statt. Präsident Alijew wird alles daran set-
zen, sich eine vierte Amtszeit zu sichern, die seit 
einer Verfassungsänderung 2016 sieben Jah-
re beträgt. Es wird mit einer erneuten Repres-
sionswelle gegen zivilgesellschaftliche Akteure, 
die Wahlen kritisch beobachten, gerechnet. Zu 
hoffen bleibt, dass die Wahlbeobachtung durch 
PACE dieses Mal ohne Beeinflussung abläuft und 
Ungereimtheiten zur Sprache gebracht werden. 

Verhinderung ausländischer  
Förderung

In den Augen von Präsident Alijew sind NGOs 
„die fünfte Säule westlicher Staaten“, denen es 
allein darum gehe, Aserbaidschan zu destabili-
sieren. Um dies zu verhindern, erlies die Regie-
rung 2015 The RULE on Registration of Grant 
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Agreements, die sogenannte Geber-Richtlinie. 
Danach müssen sich ausländische Förderorga-
nisationen, die lokale NGOs finanziell unter-
stützen wollen, im Land registrieren lassen und 
dazu umfangreiche Unterlagen vorlegen. Au-
ßerdem muss nachgewiesen werden, dass die 
Förderung einen sichtbaren Beitrag zur wirt-
schaftlichen Entwicklung Aserbaidschans 
leistet. Auf die Missachtung der Pflichten ste-
hen Geldstrafen von bis zu 4.000 US-Dollar. 
Seit 2016 hat kaum noch eine lokale NGO eine 
Genehmigung für die Durchführung eines von 
ausländischen Gebern finanzierten Projekts 
erhalten. Die internationale Förderung von 
NGO-Arbeit in Aserbaidschan wurde also 
förmlich lahmgelegt. 

Finanzieller Ruin ohne auslän-
dische Förderung

Anders als in vielen westlichen Ländern mit ho-
hem Einkommensdurchschnitt gibt es in Aser-
baidschan aber keine etablierte Spendenkul-
tur. Auch von der Regierung wird unabhängige 
NGO-Arbeit nicht unterstützt. Zwar stellt die 
Regierung durch den NGO Support Council un-
ter Schirmherrschaft des Präsidenten Förder-
mittel für bestimmte Projekte zur Verfügung. 
Dabei handelt es sich aber vor allem um Pro-
jekte zu Themen, die das äußere Ansehen Aser-
baidschans fördern und wenig umstritten sind: 
Kunst, Sport und Kultur, Patriotismus, Tra-
ditionen und Bräuche oder Unternehmertum 
und Wohlfahrt. Für NGOs, die zu regierungs-
kritischen Themen wie Menschenrechten oder 
Rechtstaatlichkeit arbeiten und dafür entweder 
keine Unterstützung der Regierung bekommen 
oder diese aus Unabhängigkeitsaspekten ableh-
nen, bedeutete der Wegfall ausländischer För-
derung in vielen Fällen den finanziellen Ruin. 
Dass die Regierung einzelne NGOs fördert und 
andere nicht, trägt zu gegenseitigem Misstrau-
en und zu Spaltungen innerhalb der Zivilge-
sellschaft bei. Bestärkt werden diese Tenden-
zen dadurch, dass die Regierung in sogenannte 
GONGOs (Government organised NGOs) in-
vestiert, die auf internationalen Konferenzen 
Positionen der Regierung vertreten und unab-
hängigen NGOs in den Rücken fallen.

Abweichende Meinungen  
unerwünscht

Aserbaidschan rangiert auf Platz 162 von 180 
Ländern im Pressefreiheits-Index von Reporter 
ohne Grenzen und liegt damit zwischen Staaten 
wie Ägypten und Libyen. Pressefreiheit existiert 
in dem Land also quasi nicht. Statt freier Me-
dien haben Staatsfernsehen und -presse das 
Monopol der Berichterstattung inne. Auch das 
lässt sich die Regierung einiges kosten. Im Juli 
2017 verkündete Präsident Alijew, mehr als 250 
Journalisten und Journalistinnen gratis Woh-
nungen zur Verfügung zu stellen. Wenig über-
raschend ist dabei, dass fast alle Begünstigten 
für regierungsnahe Medien arbeiten. Unabhän-
gige Medienschaffende werden dagegen seit 
2014 wieder verstärkt juristisch verfolgt, stigma-
tisiert und über die sozialen Medien diffamiert. 
Exemplarisch hierfür ist der Fall von Khadija Is-
mayilova, einer investigativen Journalistin, die 
korrupte Machenschaften der Präsidentenfa-
milie aufdeckte. Sie wurde im Dezember 2014 
festgenommen und wegen Untreue, Steuerhin-
terziehung, Missbrauch von Macht und illega-
lem Unternehmertum zu einer Freiheitsstrafe 
von siebeneinhalb Jahren verurteilt. Zwar kam 
sie auf internationalen Druck hin nach einein-
halb Jahren wieder frei, aber auch die Vollstre-
ckung ihrer Haftstrafe wurde nur ausgesetzt. 
Ismayilova wird daran gehindert, das Land 
zu verlassen und darf über ihren Prozess we-
der schreiben noch sprechen. Außerdem wird 
immer wieder versucht, sie öffentlich bloßzu-
stellen. Mehrmals wurden auf gehackten Fa-
cebook-Profilen Sexannoncen, die dem An-
schein nach von ihr stammen, zusammen mit 
ihrer privaten Handynummer veröffentlicht. 
Ismayilova geht davon aus, dass die Angriffe  
von der Regierung kommen. Hinter dieser Stra-
tegie stecke der Versuch, sie mundtot zu ma-
chen. Mit der Strategie werde gezielt gegen 
weibliche Menschenrechtsaktivistinnen vorge-
gangen und versucht, sie mundtot zu machen. 
Im September 2017 wurde Ismayilova wegen ih-
rer unermüdlichen Recherchen, die unter an-
derem in die Panama-Papers eingeflossen sind, 
mit dem Right Livelihood Award, dem Alterna-
tiven Nobelpreis, geehrt. 
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Aktivisten und Medien-
schaffende entführt, festgehalten 
und verhaftet

Der Fall von Ismayilova und die völlig überzo-
gene Freiheitsstrafe ist kein Einzelfall: Im Ok-
tober 2016 erhielt Giyas Ibrahimov, ein 22-jäh-
riger Aktivist, eine zehnjährige Haftstrafe, weil 
er die Statue eines früheren Präsidenten mit 
Graffiti besprüht hatte. Im Januar 2017 wur-
de der Video-Blogger Mehman Huseynov von 
Sicherheitskräften entführt und stundenlang 
festgehalten. Kurz zuvor hatte er Fotos von Lu-
xusanwesen veröffentlicht, die vermutlich aser-
baidschanischen Politikern gehören. Nach sei-
ner Freilassung gab Huseynov an, von den 
Sicherheitskräften gefoltert worden zu sein, die 
wiederum warfen ihm Verleumdung vor. Im 
März wurde er deshalb zu zwei Jahren Gefäng-
nis verurteilt. 
Im August 2017 nahmen die Steuerbehörden 
Ermittlungen gegen die als letzte unabhängi-
ge Medienagentur innerhalb des Landes gel-
tende Turan News Agency auf. Mehman Aliyev, 
der Direktor von Turan, wurde für drei Mona-
te in Untersuchungshaft genommen. Zwar wur-
den die Vorwürfe später fallen gelassen, Turan 
hatte in der Zwischenzeit allerdings schon ge-
meldet, dass der Nachrichtendienst eingestellt 
werden müsse, was mit erheblichen Einbußen 
verbunden war.

Rechtsschutz erschwert

In Anbetracht der massiven juristischen Ver-
folgung von Medienschaffenden und ande-
ren zivilgesellschaftlichen Akteuren in Aser-
baidschan ist es äußerst beunruhigend, dass 
das aserbaidschanische Parlament im Okto-
ber 2017 einen Gesetzentwurf veröffentlicht 
hat, nach dem nur noch bei der Anwaltskam-
mer registrierte Anwälte vor Gericht auftreten 
dürfen. Tritt das Gesetz wie geplant im Januar 
2018 in Kraft, hätte dies einschneidende Konse-
quenzen für den Rechtsbeistand politisch Ver-
folgter. Denn Aserbaidschan ist mit 900 bei 
der Anwaltskammer registrierten Anwälten 
und Anwältinnen ein Land mit extrem geringer 

Anwaltsdichte. Es gibt nur neun Anwälte pro 
100.000 Einwohnern. Der Durch schnitt in Eu-
ropa liegt bei 165. 
Das Registrierungsverfahren bei der Anwalts-
kammer ist äußerst aufwendig, zeitintensiv, dis-
kriminierend und wird von der Regierung beein-
flusst. Oppositionelle oder Anwälte, die bereits 
als Rechtsbeistände politisch Verfolgter aufge-
fallen sind, haben keine Chance, registriert zu 
werden. Der Gesetzentwurf lässt sich somit als 
Versuch werten, verfolgten Aktivisten und Akti-
vistinnen jeglichen Zugang zu Rechtsschutz zu 
versperren.

Journalisten auch im Exil  
gefährdet 

Unter diesen Umständen bleibt vielen nur noch 
der Gang ins Exil. Sie fliehen ins Nachbarland 
Georgien, in die Ukraine, in die Niederlande 
oder nach Deutschland. In diesen Ländern ist 
inzwischen eine beeindruckende Exilmedien-
landschaft entstanden, von der die aserbaid-
schanische Bevölkerung mit alternativen Infor-
mationen versorgt wird. Bislang wähnten sich 
Aserbaidschans Regimekritiker im Ausland in 
relativer Sicherheit. Im Mai 2017 aber wurde der 
investigative Journalist Afgan Mukhtarli in Ge-
orgien, wo er im Exil lebte, entführt und in ein 
Gefängnis nach Baku verbracht. Seitdem sitzt 
er in Haft. Meldungen zufolge hat sich sein Ge-
sundheitszustand dramatisch verschlechtert. 
Im Oktober 2017 traf es den Journalisten Fikret 
Huseylni am Flughafen von Kiew. Der ehema-
lige Reporter der regierungskritischen Zeitung 
Azadliq, der mittlerweile die niederländische 
Staatsbürgerschaft hat, wurde beim Einstieg in 
ein Flugzeug nach Düsseldorf festgenommen. 
Ihm droht die Auslieferung nach Aserbaidschan. 
Auch das Büro des Exilsenders Meydan TV 
wurde mitten in Berlin schon durch Steinwür-
fe attackiert. Dem Gründer des Senders, Emin 
Milli, ließ die Regierung mitteilen, man wer-
de ihn kriegen, in Deutschland oder anderswo. 
Verwandte von ihm zwang man, einen Brief an 
Präsident Alijew zu schreiben, in dem sie sich 
von seiner „anti-aserbaidschanischen Haltung“ 
distanzieren. 
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Projektgebiet weltweit

Zahl der Geförderten  Aktuell werden ca. 60 Studierende der Ent-
wicklungspolitik von Brot für die Welt gefördert, darunter 38 Mitar-
beiter von Partnerorganisationen in Deutschland und im globalen 
Süden. Über Stipendienfonds in Afrika, Asien und Lateinamerika, 
die bei Partnerorganisationen angesiedelt sind, können zusätzlich 
3.000 Mitarbeitende von Partnerorganisationen und benachteiligte 
Menschen aus deren Zielgruppen erreicht werden.

Entstehung  Das entwicklungspolitische Stipendienprogramm gibt 
es seit Anfang der 1970er-Jahre.

Schwerpunkte / Ziele  Durch das entwicklungspolitische Stipen-
dienprogramm unterstützt Brot für die Welt die Arbeit seiner Part-
nerorganisationen. Ziel der Förderung ist nicht in erster Linie, in-
dividuelle Karrieren zu unterstützen, sondern einen Beitrag zur 
Qualifizierung von Partnerorganisationen und deren Zielgruppen 
zu leisten. Dies geschieht zum einen durch Einzelstipendien für die 
akademische Weiterbildung der Mitarbeitenden von Partnerorgani-
sationen. Zum anderen wird über Stipendienfonds im globalen  
Süden die Zielgruppe der Partnerorganisationen, insbesondere  
junge benachteiligte Menschen, gefördert. 

Wie hat sich die Verfolgung zivilgesellschaftlicher 
Akteure in Aserbaidschan entwickelt?
Anar Orujov – Wirklich schlimm wurde es nach den Wahlen 
2013. Ich glaube, die Revolution in der Ukraine hat auch 
mit dazu beigetragen. Daran hat die Regierung gesehen, 
welchen Einfluss zivilgesellschaftliche Bewegungen haben 
können. Sie hat sich dazu entschieden, lieber gleich alles im 
Keim zu ersticken. Dazu wurden die Gesetze so geändert, 
dass die Regierung mehr Kontrolle über NGOs bekam. Sie 
fingen an, jegliche Form von ausländischer Förderung zu 
unterbinden. Außerdem wurde begonnen, Aktivisten durch 
spezielle „NGO-Cases“ strafrechtlich zu verfolgen. Wer es 
nicht schaffte, rechtzeitig ins Ausland zu fliehen, wurde 
verhaftet. Diese Welle dauert immer noch an. Jeden Monat 
gibt es neue Meldungen über Verhaftungen.

Wann haben Sie sich dazu entschieden, das Land zu 
verlassen?
Anar Orujov – Ich bin im August 2014 gegangen. Im Mai 
desselben Jahres hatte die Regierung begonnen, fast alle 
führenden Köpfe der Zivilgesellschaft und freien Presse 
zu verhaften. Man verlangte von mir und vielen meiner 
Kollegen, eine Erklärung abzugeben, wonach wir auf der 
Seite der Regierung stünden. Wir lehnten das ab. Danach 
wurden wir zur Staatsanwaltschaft zitiert. Anwälte rieten 
mir, das Land zu verlassen, weil bereits ein Strafverfahren 
gegen mich eröffnet worden war. Ich entschied mich dazu, 
nicht nur aus Angst vor Inhaftierung, sondern auch weil ich 
nach Wegen suchte, wie ich meine Arbeit als unabhängiger 
Journalist fortsetzen kann. Durch die Flucht konnte ich die 
Datenbank von Kanal 13, dem von mir geleiteten Nachrich-
tensender, retten. Bei Verhaftung wären mein Laptop und 
alle weiteren Arbeitsmaterialien konfisziert worden, und 
die Daten wären verloren gewesen. Meistens werden dann 
auch gleich noch die Facebook-Seite, der Youtube-Kanal 
oder sonstige von der verhafteten Person genutzte Portale 
geschlossen. Nach Deutschland kam ich durch ein Stipen-
dium von Brot für die Welt, zuerst zum Deutschlernen. Das 
war eine gute Gelegenheit, ich wollte kein Asyl beantragen, 
sonst hätte ich meine aserbaidschanische Staatsbürger-
schaft aufgeben müssen. So kann ich immer noch öffentlich 

Interview 
mit Anar Orujov, Brot für die Welt-Stipendiat, über die Verfolgung 
zivilgesellschafticher Aktivisten, warum er das Land 2014 verlassen 
musste und was sich seitdem verändert hat.

als Aserbaidschaner auftreten und für die Interessen der 
aserbaidschanischen Zivilgesellschaft eintreten. 

Könnten Sie, wenn Sie wollten, nach Aserbaidschan 
zurückkehren?
Anar Orujov – Nein, heute ist die Situation noch viel 
problematischer als vor drei Jahren, als ich das Land 
verließ. Die Regierung hat 2016 behauptet, sie werde die 
Ermittlungen gegen NGO-Vertreter stoppen. Das stimmt 
aber nicht. Ich habe in Deutschland begonnen, sehr 
aktiv mit der aserbaidschanischen Exilcommunity zu 
arbeiten. Fast 100.000 Aserbaidschaner leben mittlerweile 
hier. Viele von ihnen sind politische Aktivisten, die 
fliehen mussten. Um sie miteinander zu vernetzen und zu 
mobilisieren, organisiere ich Treffen. Im März 2017 haben 
wir begonnen, die Zeitung Avropost herauszubringen. 
Sie erscheint monatlich in einer Auflage von 5.000 Stück 
und geht gleichzeitig online. Die Texte sind zweisprachig, 
richten sich also sowohl an deutsche als auch an aserbaid-
schanische Leser.
Zwei Monate nach Veröffentlichung der ersten Ausgabe 
wurde mein Bruder, Aziz Orujov, der nach meiner Flucht 
die Leitung von Kanal 13 übernommen hat, in Aserbaid-
schan verhaftet. Erst wurde ihm Widerstand vorgeworfen, 
dann das Betreiben eines illegalen Unternehmens. Ihm 
droht eine Haftstrafe von drei bis acht Jahren. Die Anschul-
digungen richten sich aber nicht nur gegen ihn, sondern 
auch gegen mich und meine Frau. Wir gehen davon aus, 
dass die Regierung mitbekommen hat, wie wir versuchen, 
die Exilcommunity in Deutschland zu mobilisieren. Die 
Regierung fühlt sich von solchen Aktivitäten von Aserbaid-
schanern im Exil unter Druck gesetzt und versucht, sie mit 
allen Mitteln zu bekämpfen – in meinem Fall indem sie 
zeigt, dass sie gegen meine ganze Familie vorgehen kann. 
Auch meine Mutter wurde zweimal von der Staatsanwalt-
schaft einbestellt. Das eine Mal hat sie so mitgenommen, 
dass sie danach ärztlich behandelt werden musste. Ich habe 
ihr erklärt, dass mein Bruder wegen seines Aktivismus 
verfolgt wird und nichts Verbotenes getan hat.

Was motiviert Sie, trotzdem weiter zu machen?
Anar Orujov – Wenn wir es schaffen, die über ganz Europa 
verteilten aserbaidschanischen Exilcommunities zusam-
menzubringen, Solidarität zu kreieren und gemeinsame 
Kampagnen zu starten, dann haben wir eine Stimme, die 
mächtig genug ist, die Regierung in Aserbaidschan indirekt 
zu beeinflussen. Ein wichtiges Instrument hierzu sind Reso-
lutionen des Bundestags oder des Europarats, in denen die 
Menschenrechtssituation in Aserbaidschan angeprangert 
wird. Eine andere Strategie ist es, Politiker zu überzeugen, 
nicht mehr mit der aserbaidschanischen Regierung zusam-
menzuarbeiten oder sie zumindest über deren Praktiken 
aufzuklären. Beispielsweise indem wir Bestechungsskandale 
wie den kürzlich aufgedeckten „Laundromaten“, also die 
massive Bestechung von Parlamentariern des Europarats 
seitens der aserbaidschanischen Regierung, publik machen. 
Dazu haben wir Protestkundgebungen vor dem Landtag 
in Nordrhein-Westfalen und anderen Regierungsgebäuden 
organisiert.

Kurz und knapp

„Ich bin geflohen, weil die Regierung  
führende Köpfe der Zivilgesellschaft  
und der freien Presse verhaftet“

|  Der Oppositions-Journalist Afgan Mukhtarli vor seiner Anhörung im Gericht in Baku 2017
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Eine freie Zivilgesellschaft:
Basis für nachhaltige  

Entwicklung

Wir dürfen nicht ruhen, immer wieder deutlich zu 
machen, dass nur eine freie Zivilgesellschaft dauerhaftes Wohl-
ergehen garantieren kann“, sagte Bundeskanzlerin Angela 
Merkel im Juni 2017 beim Civil20 Dialogforum in Hamburg. 
Sie versprach, während Deutschlands G20-Präsidentschaft 
für diese Haltung zu werben. Beim G20-Gipfel selbst scheint 
dies allerdings wieder in Vergessenheit geraten zu sein. Im 
Abschlusskommuniqué der Staats- und Regierungschefs 
ist an keiner Stelle von der Rolle zivilgesellschaftlicher Ak-
teure und der fundamentalen Bedeutung gesellschaftli-
cher Grundfreiheiten für eine nachhaltige Entwicklung 
die Rede. Demgegenüber hat die Agenda 2030 der Verein-
ten Nationen der Einbindung und Mobilisierung der Zivil-
gesellschaft eine grundlegende Bedeutung eingeräumt. In 
Ziel 16 sind ausdrücklich die Gewährleistung von Rechts-
staatlichkeit, die Partizipation aller gesellschaftlichen Ak-
teure und der Schutz der Grundfreiheiten als konkrete 
Unterziele benannt, die für „friedliche und inklusive Gesell-
schaften für eine nachhaltige Entwicklung“ erfüllt sein müs-
sen. Das Hamburg Update zum G20-Aktionsplan zur Agen-
da 2030 hat diese Zieldimensionen ausgeblendet. Das muss 
nicht verwundern, wenn man bedenkt, wie schlecht es in  
einer ganzen Reihe von G20-Mitgliedsstaaten um den Civic 
Space und die politischen Grundfreiheiten bestellt ist. Auch 
beim „Compact with Africa“, einem Prestigeprojekt der deut-
schen Präsidentschaft im Rahmen der G20-Afrika-Partner-
schaft, bleiben zivilgesellschaftliche Teilhabe und das SDG 
16 außen vor, stattdessen werden privatwirtschaftliche In-
vestitionen als Entwicklungsmotor propagiert: Sie seien 
„Grundvoraussetzung für ein starkes, ausgewogenes und 
nachhaltiges Wachstum“, so das Bundesfinanzministerium, 
das den Compact with Africa verantwortet. Hier wird auf die 
Selbstregulierung durch Wirtschaftsakteure vertraut.

Wie das Beispiel Tschad zeigt, tragen die Öffnung afrikani-
scher Länder für ausländische Investitionsprojekte und der 
unkontrollierte Zufluss von Einnahmen aus solchen Projek-
ten allein nicht zu deren Entwicklung bei. Denn die Investi-
tionen werden vor allem im Interesse ausländischer Unter-
nehmen getätigt. Die Einnahmen fließen beispielsweise in 
große Infrastrukturprojekte, die dem Abtransport von Gü-
tern dienen und mit Umweltrisiken einhergehen. Außerdem 
landen sie häufig bei der herrschenden Klasse, die sie nicht 
für Gemeinwohlziele, wie Bildung oder Gesundheit, sondern 
zur Interessenbefriedigung der eigenen Klientel oder zur mi-
litärischen Aufrüstung einsetzt. Die ungleiche Verteilung 
von Ressourcen führt jedoch zu sozialer Ungleichheit, wor-
aus Konflikte zwischen den Profiteuren und benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen entstehen. 
Die Länderbeispiele Kenia und Philippinen zeigen, dass sol-
che Konflikte zum Teil noch befeuert werden, wenn Vertre-
ter des Staates zivilgesellschaftliche Gruppen mithilfe der 
Medien gezielt gegeneinander aufbringen und damit Spal-
tungstendenzen innerhalb der Zivilgesellschaft verstärken. 
Soziale Spannungen, Gewalt und Instabilität sind die Folge: 
Zustände, in denen eine dauerhafte, inklusive und nachhal-
tige Entwicklung schwer vorstellbar ist. 
Eine freie Zivilgesellschaft kann solche Konflikte vermei-
den helfen: Indem sie für Transparenz eintritt, die Verwen-
dung staatlicher Einnahmen überwacht und deren Ausga-
be für gesamtgesellschaftliche Zwecke einfordert; indem sie 
ausgegrenzten und benachteiligten Menschen eine Stimme 
gibt und dadurch politische Partizipation und soziale Ge-
rechtigkeit fördert; und indem sie Plattformen schafft, auf 
denen gegensätzliche Interessen artikuliert und ausgegli-
chen werden können. 

Raum für innovative Ideen

In partizipativen Foren kämpft beispielsweise die brasiliani-
sche Zivilgesellschaft gegen die enorme soziale Ungleichheit 
und arbeitet an Modellen zur Ernährungssicherung für be-
nachteiligte Familien. Die philippinische Zivilgesellschaft 
setzte eine ambitionierte Landreform durch, die öffentli-
che und private Flächen an landlose Bauern und Bäuerin-
nen verteilen soll. In Kenia erstritten zivilgesellschaftliche 
Organisationen ein Rahmenwerk zur Förderung gemeinnüt-
ziger Arbeit. Foren und Räte, in denen sich die Zivilgesell-
schaft ohne Restriktionen austauschen und Forderungen 
an die Politik artikulieren kann, bieten also auch Raum für  

Teil 3

Für das Erreichen der Nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs) bis 2030 ist zivilge-
sellschaftliches Engagement unerlässlich. Dazu braucht es eine freie Zivilgesellschaft, 
die sich weltweit vernetzt und sich jenseits nationaler Egoismen – über alle Länder-
grenzen hinweg – für ein globales Gemeinwohl einsetzt.

„
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eingeengt  offen beschränkt unterdrückt geschlossen 

0,609
0,643

Der Human Development Index (HDI) ist ein von den UN aus 
vielen Faktoren – wie etwa Einkommen, Schulbildung oder 
Gesundheitsversorgung – gebildeter Vergleichsmaßstab für 
menschliche Entwicklung. 1,0 stellt den höchsten erreichbaren 
Wert dar. Die zugrunde liegenden Zahlen stammen aus dem 
Human Development Report 2016.

Je offener die Gesellschaft, desto besser stehen die 
Chancen, dass die soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung voranschreitet.

Globaler HDI-Wert: 0,717

Gesellschaftliche Freiheit 
und Entwicklung gehören 
zusammen

0,607

0,892

0,752

HDI-Wert 

zivilgesellschaftliche Akteure nur in weniger entwickelten 
Ländern vorkommen. Die Einschränkung zivilgesellschaft-
licher Handlungsräume findet sich über die Bandbreite aller 
Länder hinweg, in stärker entwickelten Ländern aber meist 
in geringerem Maße. 

Gegen den Rückzug ins Nationale

Im Zuge der Finanzkrise und der gewachsenen Bedrohung 
durch gewalttätigen Extremismus und Terrorismus lässt 
sich weltweit eine Rückbesinnung auf nationale Interessen 
feststellen. Immer mehr Staaten entscheiden sich dafür, sol-
che Probleme lieber im nationalen Alleingang anzugehen 
und ziehen sich aus lang erkämpften internationalen Ab-
kommen, wie dem Weltklimavertrag von Paris, oder aus dem 
Strafgerichtshof in Den Haag zurück. Einmischung von au-
ßen, beispielsweise durch die internationale Förderung loka-
ler Partnerorganisationen, wird wie in Aserbaidschan etwa 
durch restriktive NGO-Gesetze unterbunden. Oft wird durch  
solche Maßnahmen versucht, nationalen Strömungen inner-
halb der Gesellschaft entgegenzukommen und Wählerstim-
men zu gewinnen. Immer mehr Wähler und Wählerinnen 
entscheiden sich aber auch für eine Politik der Abschottung 
und bringen in immer mehr Ländern nationalkonservative, 
rechtspopulistische Regierungen an die Macht. Das ist zum 
Beispiel in Honduras, Brasilien und den Philippinen der Fall, 
deren gesellschaftliche Lage weiter oben beschrieben wird. 
„Nationaler Egoismus taugt nicht als Ordnungsprinzip 
des 21. Jahrhunderts“, sagte der deutsche Außenminister  
Sigmar Gabriel auf einer Generalversammlung der Verein-
ten Nationen an die neue US-Regierung gerichtet. In der 
globalisierten Welt von heute haben nationale Alleingänge 
keine Zukunft. Sie werden kein Land nachhaltig aus einer 
Wirtschaftskrise führen oder für absolute Sicherheit vor ter-
roristischen Anschlägen sorgen. Stattdessen müssen wir uns 
den globalen Herausforderungen gemeinsam stellen und da-
bei alle Akteure einbinden, die zu ihren Lösungen beitragen 
können. 
Die Erkenntnis, welchen Beitrag überregionale Kooperation 
und Integration zu Versöhnung, Stabilität und Frieden bei-
spielsweise innerhalb der EU geleistet hat, muss den Men-
schen wieder bewusst werden. Um das zu erreichen, bedarf 
es einer weltweit vernetzten Zivilgesellschaft, die sich über 
alle Ländergrenzen hinweg für Lösungen einsetzt, die sich 
am globalen Gemeinwohl orientieren, jenseits nationaler 
Eigeninteressen. Das wäre ganz im Sinne des universellen 
Geltungsanspruchs der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte, deren 70-jähriges Bestehen im Jahr 2018 von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren weltweit gefeiert wird.

der Ziele und Zielvorgaben verfolgen und fortlaufend über-
prüfen können. Sie müssen den Raum bekommen, auf nati-
onaler, regionaler und globaler Ebene darüber zu berichten 
und die Ergebnisse damit transparent und vergleichbar zu 
machen. 

Stimmen der Schwachen für eine starke 
Zivilgesellschaft

Von einigen Ländern, wie dem Tschad, wird eine freie Zivil-
gesellschaft als Bremser von Entwicklung angesehen: Weil 
sie Vorhaben der Entwicklungszusammenarbeit kritisch 
hinterfragt und sich gegen deren Umsetzung wehrt oder weil 
sich eine umfassende Modernisierung von Gesellschaften 
schneller ohne Einwände der Opposition und die Trägheit 
des parlamentarisch-demokratischen Apparats vorantrei-
ben lässt. Eine inklusive und nachhaltige Entwicklung im 
Sinne der SDGs, bei der niemand zurückbleibt, ist so jedoch 
nicht möglich. Dafür gibt es leider keine schnellen Lösungen. 
Stattdessen bedarf es der politischen Agitation, um Wege zu 
finden, die den Interessen möglichst aller Gesellschaftsmit-
glieder gleichermaßen gerecht werden. Eine Entwicklung, 
die zu einer gerechten, fairen, toleranten, offenen und sozi-
al inklusiven Welt, in der für die Bedürfnisse der Schwächs-
ten gesorgt wird, führen soll, muss auch deren Stimmen be-
rücksichtigen. Gerade das ist das Potenzial und die Stärke 
einer freien Zivilgesellschaft. Sie kann den Anliegen benach-
teiligter Gesellschaftsgruppen Gehör verschaffen und sie in 
den politischen Diskurs einfließen lassen, wo sie fortan nicht 
mehr ignoriert werden können. 
Nicht umsonst korrelieren soziale Gerechtigkeit, Entwick-
lungsstand und Freiheitsgrad einer Zivilgesellschaft. Auffal-
lend ist nach Auswertung des CIVICUS-Monitors, dass die 
am stärksten entwickelten Länder über eine weitgehend freie 
Zivilgesellschaft verfügen. In Europa und Ozeanien fällt bei-
spielsweise kein Land in die Kategorie geschlossen. Daraus 
darf jedoch nicht gefolgert werden, dass Repressionen gegen 

innovative Ideen und Ansätze für gesellschaftliche Trans-
formation. Hier werden Gesetzesreformen angestoßen und 
soziale, umweltpolitische und menschenrechtliche Agenden 
ingang gesetzt, die es für eine inklusive, nachhaltige und ge-
rechte Entwicklung braucht. 
Das ist aber nicht möglich, wenn sich gerade die aktivsten 
Repräsentanten der Zivilgesellschaft nicht für andere ein-
setzen und auf gesellschaftliche Missstände aufmerksam 
machen können, weil sie verfolgt, diffamiert, eingesperrt,  
bedroht oder sogar getötet werden. 

Zivilgesellschaft für eine nachhaltige  
Entwicklung

Die Vereinten Nationen betonen die Bedeutung zivilgesell-
schaftlichen Engagements für ein Erreichen der Nachhalti-
gen Entwicklungsziele (SDGs). Diese 17 Ziele sollen bis 2030 
weltweit umgesetzt werden. Sie umfassen menschenrechtli-
che Werte, die in der Vergangenheit Gegenstand zivilgesell-
schaftlicher Kämpfe waren und es bis heute sind. Es geht um 
die Bekämpfung von Armut, Hunger, Umweltverschmut-
zung, geschlechtsspezifischen Ungleichheiten und der Aus-
beutung von Arbeitern und Arbeiterinnen. 
Rechtliche Errungenschaften, wie das Verbot von Kinderar-
beit und von ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen, der An-
spruch auf angemessene Entlohnung, Gesundheitsschutz 
und Erholungsurlaub sowie die Gleichstellung von Frau-
en, Trans- und Intersexuellen und Menschen mit Behin-
derung wären auch in Deutschland kaum denkbar ohne 
die Kämpfe, die frühere Generationen dafür geführt haben. 
Und nur durch den unermüdlichen Einsatz zivilgesellschaft-
licher Akteure konnten auf internationaler Ebene Standards 
formuliert werden, wie nachhaltige Entwicklung ein men-
schenwürdiges Leben für alle garantieren kann. 
Die Ziele und Zielvorgaben der Agenda 2030 sind das Ergeb-
nis von über zwei Jahren intensiver öffentlicher Konsulta-
tionen des UN-Entwicklungsprogramms (UNDP) und des 
Engagements mit Vertretern und Vertreterinnen der Zivilge-
sellschaft und anderen Interessensträgern, wie Wirtschafts-
verbänden, weltweit. 
Um mit der Umsetzung der SDGs bis 2030 voranzukommen, 
bedarf es einer freien Zivilgesellschaft, die von Regierun-
gen Rechenschaft über erzielte Fortschritte einfordern kann.  
Zivilgesellschaftliche Organisationen müssen die Umsetzung 
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African Centre for Open Governance, Kenia 

CETA

Comprehensive Economic and Trade Agreement

CIDH   

Comisión Interamericana de Derechos Humanos
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Centro de Investigación y Promoción de los Derechos Humanos, 

NGO Honduras

Civil20 oder C20  

Zusammenschluss internationaler zivilgesellschaftlicher  

Organisationen, der die Arbeit der G20 begleitet

CODE NGO   

The Caucus Development of NGO Networks, Philipinnen
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Consejo Cívico de Organizaciones Popularese Indígenas  

de Honduras 

CONSEA

Conselho de Segurança Alimentar e Nutricional, Rat für  

Ernährungssicherheit in Brasilien 

CSO(s) 

Civil Society Organisation(s)

EDSA-Revolution  

Epifanio de los Santos Avenue-Revolution, Philippinen 

EU

Europäische Union
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